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Ich sage Ihnen aber auch: Die Bundesrepublik 
Deutschland hat die NPD überlebt. Die Bundesre-
publik Deutschland hat die Republikaner überlebt. 
Und die Bundesrepublik Deutschland wird auch die 
AfD überleben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der AfD) 

Die NRW-Koalition steht für Weltoffenheit, für Leis-
tungsbereitschaft und für Aufbruch. 

(Zuruf von der AfD: Davon ist nichts zu mer-
ken! Das ist neu!) 

Wir wollen mit Nordrhein-Westfalen Schritt für Schritt 
an die Spitze – mit Demut vor den Bürgerinnen und 
Bürgern, aber voller Elan und mit Begeisterung für 
die Sache und für unser wunderschönes Bundes-
land.  

Ich freue mich auf eine erfolgreiche Legislaturperiode 
mit unserem Ministerpräsidenten, mit den Koalitions-
fraktionen und mit einer konstruktiven Opposition. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Dr. Stamp. – Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Ist das richtig? – Das ist der Fall. Damit 
schließe ich die Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 1. 

Meine Damen und Herren, bevor wir zu Tagesord-
nungspunkt 2 kommen, spreche ich im Nachgang zu 
Tagesordnungspunkt 1 der gestrigen Sitzung eine 
nichtförmliche Rüge aus. Sie betrifft den Abgeordne-
ten Dr. Blex von der AfD-Fraktion. Herr Dr. Blex hat 
sich mit einem Zwischenruf bei der Einbringung der 
Regierungserklärung unparlamentarisch verhalten. 
Die von ihm verwendete Formulierung werde ich 
nicht wiederholen. 

Herr Kollege Dr. Blex, ich ermahne Sie und fordere 
Sie auf, derartige Äußerungen zukünftig zu unterlas-
sen. Andernfalls müssen Sie mit einer förmlichen 
Rüge rechnen. 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, damit rufe ich auf: 

2 Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2017 (Nach-
tragshaushaltsgesetz 2017) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/538 

erste Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer 
Landesgesetze (Haushaltsbegleitgesetz 2017) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/539 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Lan-
desregierung Herrn Minister Lienenkämper das 
Wort. Bitte sehr. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach 
sieben Jahren rot-grüner Landesregierung haben wir 
bereits bei der Regierungsübernahme erwartet, dass 
es mit den Landesfinanzen nicht zum Besten steht. 

(Martin Börschel [SPD]: Und dann wurden Sie 
eines Besseren belehrt! Sehr gut!) 

Wir haben gedacht, wir seien vorbereitet. Aus der 
Opposition heraus hatten wir schon manches gese-
hen und vieles kritisiert. Dennoch muss ich Ihnen sa-
gen: Die letzten Monate waren für uns ein echter 
Crashkurs. Wir haben eine ganze Reihe neuer Er-
kenntnisse gewonnen. Ich muss Ihnen offen geste-
hen: Der Blick ins nordrhein-westfälische Kassen-
buch hat mich erschüttert, und zwar nachhaltig. 

Ich hätte mir ehrlich gewünscht, die Voraussagen 
meines Vorgängers wären eingetroffen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Aber Sie haben sie 
doch übernommen!) 

Ich hätte mir wirklich gewünscht, unser Land hätte ei-
nen solchen Haushalt gehabt, wie er uns von Rot und 
Grün vollmundig versprochen worden ist – einen 
Haushalt ohne Schulden, einen Haushalt mit Über-
schüssen, einen Haushalt, der für alle Nordrhein-
Westfalen die Voraussetzungen schafft, sich in unse-
rem Bundesland sicher zu fühlen, einen Haushalt, in 
dem die Gesundheitsversorgung der Bürgerinnen 
und Bürger sichergestellt ist, einen transparenten, 
ehrlichen Haushalt ohne Buchungstricks. 

Das alles wäre mein Wunsch gewesen. Leider muss 
ich Ihnen heute noch einmal sagen: Das Gegenteil 
ist der Fall. 

Ganz offenbar hatten die Bürgerinnen und Bürger ein 
ausgesprochen gutes Gespür. Sie haben geahnt, 
dass da Anspruch und Wirklichkeit meilenweit ausei-
nanderfallen. Genau deswegen haben sie im Mai 
dieses Jahres so gewählt, wie sie gewählt haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mancher kürte meinen Vorgänger zum Robin Hood 
der Steuerzahler. Manch anderer zeigte ihn schon 
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damals mit der Pinocchio-Nase. Ich will das nicht ent-
scheiden. Aber drei Fakten sind jedenfalls klar: Be-
stehende Haushaltsrisiken wurden ausgeblendet, 
wesentliche Politikbereiche sind unterfinanziert und 
angekündigte Mehrausgaben in Milliardenhöhe zur 
Umsetzung rot-grüner Wahlversprechen wurden in 
dem Zahlenwerk überhaupt nicht abgebildet. 

Meine Damen und Herren, es ist gut, dass wir diesem 
Schauspiel jetzt ein Ende setzen und mit uns wieder 
Verlässlichkeit und Seriosität in die Finanzpolitik die-
ses Landes einkehren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Stefan 
Zimkeit [SPD]: Neue Schulden ziehen ein!) 

Mit dem Nachtragshaushalt 2017 stellen wir daher zu 
erwartende Haushaltsverbesserungen aus dem Voll-
zug 2017 mit einem Volumen von 1,665 Milliarden € 
in den Haushalt ein. Wir erwarten zusätzliche Steu-
ereinnahmen von 1,265 Milliarden € und geringere 
Ausgaben beim Personal von rund 400 Millionen €. 
Die Steuereinnahmen sind bis zum August 2017 um 
7,5 % gestiegen. Wir liegen damit deutlich über der 
Vorgabe im Haushalt. Beim Personal erwarten wir 
zusätzliche rechnungsmäßige Minderausgaben von 
rund 400 Millionen €. 

Klar ist: Auch mit allen diesen Haushaltsverbesse-
rungen hätten wir den Haushalt 2017 nicht ohne 
Schulden ausgleichen können. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Sie nicht!) 

Sie können mir glauben: Ich hätte gerne einen Haus-
halt vorgefunden, bei dem ich lediglich den aktuellen 
Buchungstrick von Rot-Grün beim BLB hätte rück-
gängig machen müssen. Dann hätten wir die Net-
toneuverschuldung auf rund 800 Millionen € senken 
können. Wenn wir einfach nur diesen Buchungstrick, 
wie übrigens die Präsidentin des Landesrechnungs-
hofes in ihrem Bericht in aller Deutlichkeit klargestellt 
hat, wieder zurückgenommen hätten, wären wir bei 
einer Neuverschuldung von rund 800 Millionen € ge-
wesen – und damit meilenweit entfernt von der Null 
in 2017. 

Aber das war nicht die einzige große Problematik. 
Schauen Sie sich nur einmal den Bereich der inneren 
Sicherheit an. Die innere Sicherheit in Nordrhein-
Westfalen ist mangelhaft. Das hat das Wahlergebnis 
mehr als deutlich gemacht. Die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen fühlen sich nicht so geschützt, wie 
wir das für richtig halten. Sie haben uns einen klaren 
Auftrag gegeben. Die Menschen wollen mehr Sicher-
heit, mehr Polizisten auf der Straße und eine bessere 
Innenpolitik. 

Der Verfassungsschutz kann unsere Verfassung 
derzeit nicht so schützen, wie die Menschen das er-
warten, weil er personell schlecht ausgestattet ist. 

Die Polizisten, die auf der Straße für uns ihren harten 
Job machen, sind nicht so ausgerüstet, wie sie aus-
gerüstet sein müssten. Zudem schieben sie einen 
Überstundenberg von 3,5 Millionen Stunden vor sich 
her. 

Im Justizvollzug sind rund 200.000 Überstunden auf-
gelaufen. Auch das ist ein Beleg dafür, dass die per-
sonelle Ausstattung nicht reicht. 

Man kann jetzt, wie es mein Vorgänger gemacht hat, 
einen Haushaltsüberschuss bejubeln und gleichzei-
tig die innere Sicherheit in unserem Land im Stich 
lassen. Natürlich kann man das machen. Das ist vor-
dergründig gut für den Haushalt. Aber es ist schlecht 
für unser Land Nordrhein-Westfalen und schlecht für 
die Menschen in unserem Land, meine Damen und 
Herren.  

Deswegen schaffen wir mit dem Nachtragshaushalt 
die Voraussetzungen dafür, dass die innere Sicher-
heit in Nordrhein-Westfalen schrittweise wieder bes-
ser werden kann. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das nächste Thema ist die Finanzierung unserer Kin-
derbetreuung. Sie ist völlig desaströs. Wir haben 
noch eine vielfältige Trägerlandschaft. Aber die Lage 
ist so erschreckend, dass sich viele Träger mittler-
weile fragen müssen: Machen wir mit der Träger-
schaft überhaupt weiter? Können wir bei dieser struk-
turellen Unterfinanzierung der eigenen Organisation 
überhaupt empfehlen, weiter in der Trägerschaft der 
Kindertagesstätten zu bleiben? 

Die gesamte Struktur der Kinderbetreuung in Nord-
rhein-Westfalen steht infrage. Das ist eine riesige 
Gefahr für die Bildung und die Qualität der Betreuung 
unserer Jüngsten. 

Übrigens ist das auch eine riesengroße Gefahr für 
den Haushalt von Nordrhein-Westfalen. Denn wenn 
wirklich die ersten Träger abspringen würden, dann 
würde diese Aufgabe bei den Kommunen und beim 
Land verbleiben und das Land noch zusätzliches 
Geld kosten. 

Meine Damen und Herren, man kann, wie es mein 
Vorgänger versucht hat, einen Haushaltsüberschuss 
in Nordrhein-Westfalen bejubeln und gleichzeitig un-
sere Kinder dramatisch unterfinanzieren. Natürlich 
kann man das machen. Das ist gut für den Haushalt. 
Aber es ist schlecht für Nordrhein-Westfalen, und es 
ist schlecht für die Kinder in Nordrhein-Westfalen. 

Deswegen legen wir ein Trägerrettungsprogramm 
mit einem Umfang von 0,5 Milliarden € auf, um die 
schlimmsten Rückstände zu lindern und die 
schlimmsten Fehler zu beheben, und werden im 
nächsten Jahr die Verhandlungen darüber aufneh-
men, eine vernünftige, qualitätsgerechte Finanzie-
rung des Kitasystems zu erreichen. Joachim Stamp 
wird da intensiv verhandeln. Wir tun jetzt etwas für 
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die Kinder. Das ist dringend notwendig, und zwar 
jetzt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Beteiligung des Landes bei der Investitionsförde-
rung von Krankenhäusern ist unzulänglich und ver-
stößt auch gegen den Gedanken des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes. Danach sind die notwendi-
gen Investitionskosten der Krankenhäuser von den 
Ländern zu tragen. Es gibt vielfältige Zahlen dazu, in 
welchem Umfang Nordrhein-Westfalen diesem Ge-
danken nicht nachkommt. Wir liegen bei den Investi-
tionsmitteln je Einwohner nur an zwölfter Stelle der 
Länder und damit sogar noch unter dem Bundes-
durchschnitt. 

Die Folge ist klar: Die Versorgung der Menschen in 
Nordrhein-Westfalen mit dringend notwendigen 
Krankenhausbehandlungen ist in Gefahr. Die Struk-
tur der Krankenhäuser ist unterfinanziert. 

Meine Damen und Herren, man kann das wieder so 
machen, wie mein Vorgänger es gemacht hätte: Man 
kann einen Haushaltsüberschuss ankündigen und 
bejubeln und gleichzeitig die Krankenhäuser, in de-
nen die Menschen mit den schlimmsten Erkrankun-
gen behandelt werden, unterfinanzieren und im Re-
gen stehen lassen. Natürlich kann man das machen. 
Das ist gut für den Haushalt. Aber es ist schlecht für 
unser Land Nordrhein-Westfalen. 

Deswegen geben wir 250 Millionen € in die Kranken-
häuser, um die schlimmste Unterfinanzierung dort zu 
lindern. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns zur Be-
handlung der Kommunen beim Thema „Unterhalts-
vorschuss“ kommen. Die derzeitige Regelung ist 
schlichtweg unfair. Im Moment zahlen die Kommu-
nen rund 80 % des Landesanteils, das Land aber nur 
20 %. Fair wäre es gewesen, diese Lasten hälftig zu 
teilen. 

Im Interesse einer fairen Behandlung der Kommunen 
werden wir diesen Zustand herstellen. Wir werden 
die Kosten zwischen Land und Kommunen jetzt hälf-
tig teilen und nehmen dafür eine Neuverschuldungs-
ermächtigung von Rot-Grün in Anspruch. Wir werden 
eine verlässliche und gute Politik für unsere Kommu-
nen machen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Schauen Sie sich die Weiterbildungseinrichtungen in 
unserem Land an. Rot und Grün haben die Träger 
dieser Einrichtungen – ähnlich wie bei den Kinderta-
gesstätten – in finanzielle Schwierigkeiten gebracht. 
Bislang werden nämlich alle Zuschüsse, die sich 
nach dem Weiterbildungsgesetz ergeben, im Haus-
haltsgesetz wieder pauschal um 5 % gekürzt. Das ist 
nicht nur widersinnig, sondern auch unvernünftig. 

Deswegen werden wir diese Regelung aus dem 
Haushaltsgesetz beseitigen, sodass unsere Weiter-
bildungseinrichtungen einen vollen, ungekürzten Zu-
schuss erhalten. Das ist das, was sie verdienen. 
Denn Bildung ist eines der wesentlichen Elemente 
der Politik unserer NRW-Koalition. Wir wollen Auf-
stieg durch Bildung ermöglichen und nicht unsere 
Weiterbildungsinstitute schlecht behandeln und un-
terfinanzieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich könnte das jetzt weiter fortführen, will aber nur 
noch auf ein Thema eingehen, nämlich das Phoenix-
Portfolio. An diesem Beispiel zeigt sich nämlich 
exemplarisch die unterschiedliche Grundeinstellung 
zur Haushaltspolitik von uns und der Vorgängerre-
gierung. 

(Zuruf von der SPD: Ja, das stimmt!) 

Für die Inanspruchnahmen aus der Garantie hatte 
mein Vorvorgänger Helmut Linssen 2008 und 2009 
dem Risikofonds vorsorglich Mittel in Höhe von 1,24 
Milliarden € zugeführt. Nach Bewertung unserer 
Fachleute liegt dort jetzt noch ein nicht abgedecktes 
Risiko für das Land in Höhe von rund 2,3 Milliarden €. 
Die Vorgängerregierung hat aber weder im Haushalt 
noch in der mittelfristigen Finanzplanung noch ir-
gendwo sonst Vorsorge für die jedenfalls möglichen 
Entwicklungen getroffen. 

Hier ist es so, wie es bei Risiken eben ist: Sie können 
eintreten; sie können teilweise eintreten; sie können 
vielleicht auch nur in geringem Umfang eintreten. 
Ganz genau kann man das nicht vorhersagen. Aber 
eines kann man vorhersagen, meine Damen und 
Herren. Seriöse Haushaltspolitik bedeutet: Wenn ein 
solches Risiko für das Land Nordrhein-Westfalen 
eintritt, dann müssen wir vorbereitet sein; dann müs-
sen wir reagieren können. 

Deswegen schaffen wir die Voraussetzungen dafür 
jetzt mit dem Nachtragshaushalt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Nachtragshaushaltsgesetz enthält aus unserer 
Sicht nur die dringendsten Handlungsbedarfe. Es ist 
ein Gesetz zur Reparatur von Fehlern, die Rot-Grün 
gemacht hat und die es zwingend zu korrigieren gilt.  

Wahr ist aber auch: Wir können das nicht alles in ei-
nem Nachtragshaushalt reparieren. Vieles mehr 
wäre notwendig gewesen; vieles ist noch zu ändern. 

Der erste eigene Haushalt, der unsere Handschrift 
trägt und unsere politischen Schwerpunkte abbilden 
wird, wird daher der Haushalt 2018 sein. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir haben uns nicht gescheut, eine 
klare, eine eindeutige und eine transparente Darstel-
lung der Haushaltssituation zu liefern. Das ist jetzt die 
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Schlussbilanz von Rot-Grün – mit rot-grünen Schul-
den für rot-grüne Fehler. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden ab jetzt das Land wieder nach vorne brin-
gen – mit aller Konsequenz und pragmatisch. Wir 
werden zuhören, entscheiden und dann handeln. 
Das machen wir Schritt für Schritt. Wir nehmen den 
Wählerauftrag ernst. 

Wir wollen, dass Nordrhein-Westfalen im Länderver-
gleich wieder besser dasteht. Wir wollen, dass Nord-
rhein-Westfalen ein Aufsteigerland wird. Wir wollen, 
dass die Menschen in unserem schönen Land Nord-
rhein-Westfalen wieder in die Lage versetzt werden, 
mit eigener fleißiger Arbeit zu ihrem Aufstieg beizu-
tragen. Wir wollen, dass sie eine Landesregierung 
haben, die ihnen Rahmenbedingungen setzt, die ge-
nau das ermöglichen. Wir wollen das, was in diesem 
Land lange verborgen war, wecken. Wir wollen den 
Menschen ermöglichen, etwas zu erreichen. 

Dafür legen wir heute den Grundstein. – Ich freue 
mich auf die Beratungen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Lienenkämper. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
dem Kollegen Moritz das Wort. 

Arne Moritz (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das, worüber wir heute beraten, ist das, 
was notwendig ist, um zunächst einige, vielleicht die 
gravierendsten, Fehler aus der siebenjährigen Re-
gierungszeit der rot-grünen Landesregierung zu be-
heben. Für Nordrhein-Westfalen waren es sieben 
verheerende Jahre, die viel Substanz gekostet ha-
ben. 

Lassen Sie uns zunächst einmal zurückblicken, um 
uns vor Augen zu führen, was die Leistungsbilanz 
der rot-grünen Landesregierung in den letzten sieben 
Jahren war. Diese ehemalige Landesregierung hat 
unser Land in zentralen Feldern auf die Schlusslicht-
plätze im Ländervergleich geführt. 

Nordrhein-Westfalen ist mit 52.578 Wohnungsein-
brüchen Einbruchsland Nummer eins. Die niedrigste 
Aufklärungsquote von 16 % aller Einbruchsfälle 
macht NRW zu einem äußerst attraktiven Tatort. 
Viele Menschen fühlen sich in ihrer Heimat nicht 
mehr sicher. 

Nordrhein-Westfalen hat mit 7,2 % die höchste Ar-
beitslosenquote aller westdeutschen Flächenländer. 
Während die Zahl der Arbeitslosen seit Amtsantritt 
der Regierung Kraft in den übrigen Bundesländern 
um 14,6 % gesunken ist, ist sie in NRW nur um 5,6 % 
zurückgegangen. Bei einer Entwicklung entspre-
chend dem Schnitt der übrigen Länder wären heute 

in Nordrhein-Westfalen 70.000 Menschen weniger 
arbeitslos. 

Mehr als eine halbe Million Kinder in NRW leben in 
Armut. Fast jedes fünfte Kind bei uns ist von Armut 
betroffen. In keinem anderen Flächenland West-
deutschlands gibt es eine höhere Kinderarmutsquote 
als bei uns. Das Motto der ehemaligen Landesregie-
rung „Kein Kind zurücklassen!“ klingt in diesem Zu-
sammenhang fast wie Hohn für die betroffenen Kin-
der und Familien. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dass es zunehmend Kinder unter drei Jahren und 
damit die Kleinsten und Schwächsten in unserer Ge-
sellschaft trifft, macht die ganze Situation nur noch 
dramatischer. 

Nordrhein-Westfalen ist im bundesweiten Vergleich 
Schlusslicht bei der U3-Betreuungsquote. Diese hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr im Jahr 2016 laut Sta-
tistischem Bundesamt sogar um 0,2 Prozentpunkte 
verschlechtert. 

Nordrhein-Westfalen ist Stauland Nummer eins. Im 
Jahr 2016 gab es in Nordrhein-Westfalen 388.382 
km Stau. Damit hat sich die Länge der Staus seit dem 
Jahr 2012 fast verdoppelt. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Wir sind jetzt nicht 
mehr im Wahlkampf!) 

– Frau Düker, ich kann mir vorstellen, dass es weh-
tut, den Spiegel vorgehalten zu bekommen. Aber bei 
der Haushaltsdebatte müssen Sie das einfach ertra-
gen. Es tut mir leid für Sie. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nordrhein-Westfalen hat bundesweit die höchsten 
Hebesätze für Gewerbesteuern und Grundsteuern, 
wie aus einer Studie der Wirtschaftsprüfer von Ernst 
& Young hervorgeht. Schaut man sich die Kommu-
nalsteuern im Bundesvergleich an, wird deutlich, 
dass die rot-grüne Kommunalpolitik vor allem eines 
zum Ergebnis hatte: kommunale Steuererhöhungen. 

Meine Damen und Herren, für das Jahr 2017 wollte 
die rot-grüne Landesregierung 1,6 Milliarden € neue 
Schulden machen. Das wäre mehr gewesen als alle 
anderen Bundesländer zusammen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Genau wie Sie es jetzt 
machen!) 

Der Schuldenberg hat sich zum Ende des Jahres 
2016 auf fast 144 Milliarden € angehäuft. Seit 1973 
hat Nordrhein-Westfalen fast 139 Milliarden € an Zin-
sen ohne Tilgung bezahlt. Somit wurden netto nur 
5 Milliarden € in die Zukunft investiert. Was aber 
bleibt, sind Schulden und zukünftige Zinsbelastun-
gen. 

(Beifall von der CDU) 
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Zum Glück und dank der Bürger in Nordrhein-West-
falen hat die rot-grüne Misswirtschaft seit dem 14. 
Mai 2017 ein Ende. Die Bürger konnten die rot-grüne 
Haushaltspolitik nicht mehr akzeptieren. Wie kann 
man auch etwas akzeptieren, was im Großen und 
Ganzen mit „TTT“ zu umschreiben ist, meine Damen 
und Herren, nämlich Täuschen, Tarnen und Trick-
sen? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Bei diesen drei Ts fällt einem zuerst der BLB ein – 
und da zuerst die Trickserei mit den Sondertilgun-
gen. Herr Zimkeit, 2016 leistete der BLB eine vorher 
nicht vereinbarte Sondertilgung von 585 Millionen €. 
Diesen 585 Millionen € sollten 2017 noch einmal 
300 Millionen € folgen – alles nur, um den Haushalt 
schönzurechnen und über gemachte Fehler hinweg-
zutäuschen. 

Wir als CDU-Fraktion haben immer darauf hingewie-
sen, dass diese Trickserei zu finanziellen Nachteilen 
für den Kernhaushalt des Landes führt und aus-
schließlich den BLB begünstigt. 

Daher war es notwendig, diese selbst durch den Lan-
desrechnungshof in seinem neuesten Bericht attes-
tierten Buchungstricks bereits im Nachtragshaushalt 
2017 zu korrigieren.  

Da die Rückgängigmachung dieses Buchungstricks 
von Rot-Grün in Höhe von 885 Millionen € denknot-
wendigerweise zumindest vor dem geistigen Auge 
aus den Mehrausgaben des Nachtragshaushaltes 
2017 herausgerechnet werden muss, sprechen wir in 
diesem Zusammenhang nur noch von einer Net-
toneuverschuldung von 665 Millionen €. Das ist fast 
1 Milliarde € Neuverschuldung weniger als von der 
rot-grünen Vorgängerregierung trotz Buchungstricks 
veranschlagt. 

(Beifall von der CDU) 

Damit sind die Tricksereien noch nicht vorbei, meine 
Damen und Herren. So wurde mit kw-Vermerken bei 
den Stellen getäuscht, um die mittelfristige Finanz-
planung zu frisieren. Zudem wurden die Zahlungen 
an den Pensionsfonds abgesenkt, um den Haushalt 
zu schönen. 

Dieses Täuschen, Tarnen und Tricksen ist jetzt dank 
der Bürger in Nordrhein-Westfalen zu Ende; denn 
keiner lässt sich gerne für dumm verkaufen. 

(Beifall von der CDU) 

Die Schönrederei ist jetzt vorbei. Jetzt ist die Zeit für 
die Bekämpfung von Wohnungseinbrüchen. Jetzt ist 
die Zeit für eine umfassende Kurskorrektur der Wirt-
schaftspolitik. Jetzt ist die Zeit für eine wirksame Be-
kämpfung der Kinderarmut. Jetzt ist die Zeit für Spit-
zenplätze bei schulischen Leistungsvergleichen. 
Jetzt ist die Zeit für Spitzenforschung und Spitzen-
lehre an Hochschulen. Jetzt ist die Zeit für Vorfahrt 

statt Staustopp. Jetzt ist die Zeit für offene, glaub-
hafte und vor allen Dingen wahre Haushaltspolitik. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit dem Nachtragshaushalt 2017 ist ein erster wich-
tiger Schritt getan, um die verheerenden Fehler der 
rot-grünen Landesregierung zu korrigieren. Das kann 
und darf aber nur ein Anfang sein, um Nordrhein-
Westfalen wieder dahin zurückzuführen, wo das 
Land hingehört: an die Spitze. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Moritz. – 
Jetzt hat für die SPD der Kollege Börschel das Wort. 
Bitte sehr. 

Martin Börschel (SPD): Herzlichen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Fi-
nanzminister, Sie haben eben in Ihrer Rede und auch 
im Vorfeld zur Einbringung des Nachtragshaushalts 
immer wieder von einem Reparaturhaushalt oder 
von einem Reparaturgesetz gesprochen. 

Jetzt habe ich mir überlegt: Wie kommen die eigent-
lich auf diese Reparatur-Parallele? Da ist mir einge-
fallen, dass der WDR gelegentlich seine Verbrau-
cherschützer in die Lande schickt. Er lässt dann Ge-
brauchsgegenstände – Autos, Kühlschränke und 
Ähnliches – in Reparatur geben und überprüft dabei, 
ob den Verbraucherschützern möglicherweise eine 
überhöhte Rechnung ausgestellt wird, ob sie betro-
gen werden, ob Dinge in Rechnung gestellt werden, 
die überhaupt nicht reparaturbedürftig sind. 

Ich muss ganz ehrlich sagen: An diese WDR-
Sendung fühle ich mich erinnert. Denn der WDR 
schickt die Verbraucherschützer natürlich erst los, 
nachdem er einen wirklichen Check-up gemacht ha-
ben, also genau geschaut hat: Wie ist denn der Ge-
genstand, den man zur Reparatur gibt, eigentlich in 
Schuss? 

Da ich kein so guter Geschichtenerzähler bin wie Sie, 
werden Sie sich denken können, was jetzt meine 
Pointe sein soll. Wir haben natürlich diesen Check-
up gemacht. Wir haben diese Schlussbilanz gezo-
gen. Noch in dieser Wahlperiode hat Ihr Vorgänger, 
Landesfinanzminister Walter-Borjans, schwarz auf 
weiß auf vielen Hundert Seiten Papier dargelegt, wie 
es um die finanzielle Situation des Landes Nord-
rhein-Westfalen bestellt ist. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wieder getrickst!) 

Ich bin schon einigermaßen erschüttert, wenn ich se-
hen muss, wie künstlich dumm Sie sich hier bei Re-
gierungsübernahme stellen. Ich bin immer davon 
ausgegangen und habe Herrn Laschet auch gestern 
so verstanden, dass Sie auf die Regierungsüber-
nahme vorbereitet gewesen seien. Und jetzt tun Sie 
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so, als sei für Sie alles neu und ein böhmisches Dorf. 
Das macht mich doch einigermaßen ratlos, muss ich 
ganz ehrlich sagen. 

(Beifall von der SPD) 

Was wir regierungsamtlich auf Dokumenten und 
ohne Widerspruch nicht nur im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, sondern übrigens auch durch Ihren 
Nachtragshaushalt festgestellt haben, ist, dass es 
nach einem schuldenfreien Abschluss im Jahr 2016 
auch 2017 möglich gewesen wäre, einen Landes-
haushalt ohne neue Schulden aufzustellen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wieder Trickserei!) 

Diese Zahlen – Sie haben es gerade in Ihrer Rede 
zugegeben – übernehmen Sie ja auch gleichsam in 
Ihren Nachtragshaushalt. Die Rechnung, die Sie al-
lerdings den Bürgerinnen und Bürgern dieses Lan-
des ausstellen, ist dann doch wieder mehr als ge-
fälscht. Statt einen Überschuss im Jahr 2017 zu er-
wirtschaften, machen Sie über 1,5 Milliarden € neue 
Schulden – schwarz-gelbe neue Schulden. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist gemessen an Ihren großen Ankündigungen 
doch wirklich sehr merkwürdig. 

(Beifall von der SPD – Ibrahim Yetim [SPD]: 
Schuldenmeister!) 

Selbst bei einem Höchststand der Steuereinnahmen 
und dem niedrigsten Stand der Zinsen haben Sie es 
nicht geschafft, einen ausgeglichenen Haushalt vor-
zulegen. Und das ist es, was wir Ihnen vorwerfen. 
Das will ich ganz deutlich sagen. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

– Der Satz ist nicht von mir, Herr Kollege Sieveke. Da 
haben Sie völlig recht. Dieser Satz stammt nämlich 
von Armin Laschet. Armin Laschet hat ihn der alten 
Regierung vorgehalten, als er noch eine große 
Klappe hatte und nicht Regierungschef war. Genau 
diese Worte muss er jetzt gegen sich gelten lassen 
und muss der aktuelle Finanzminister gegen sich gel-
ten lassen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Ein Rekord an Steuereinnahmen und ein Rekord an 
Neuverschuldung – das ist das, was Sie direkt zu Be-
ginn Ihrer Wahlperiode hier vorlegen. 

Der Kollege Moritz hat hier gerade das Wort der Bun-
deskanzlerin noch einmal in das Rund des Parla-
ments eingeführt. Sie hat nämlich einen Tag vor der 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen beklagt, dass 
NRW mehr Schulden mache – und das war wohlge-
merkt bezogen auf eine Haushaltsnettokrediter-
mächtigung und nicht auf reale Daten und Fakten – 
als alle anderen Bundesländer zusammen. Das, was 
die Bundeskanzlerin erklärt und was Ihr Kollege Arne 

Moritz hier sagt, ist doch jetzt Ihr erstes Zeugnis. Sie 
machen mehr Schulden als alle anderen Bundeslän-
der zusammen – und niemand sonst. 

(Beifall von der SPD) 

Wo wir schon bei Ihren Versprechungen sind: Sie 
waren es doch, die vor der Wahl und all die Jahre 
zuvor immer wieder, und zwar nachprüfbar, verspro-
chen haben, jede neue Ausgabe, die eine Regierung 
Laschet machen würde, werde durch Einsparungen 
gegenfinanziert. Jetzt wollen Sie von diesem Ge-
schwätz nichts mehr wissen. Davon ist außer Wort-
geklingel und Versprechungen nichts übrig geblie-
ben. 

(Beifall von der SPD) 

Ihr erster Haushalt baut auf einem Berg von gebro-
chenen Wahlversprechen auf. 

So können wir gleich beim Bau- und Liegenschafts-
betrieb bleiben. Auch das haben Sie angesprochen. 
Das ist ein reiner Bilanztrick, eine Täuschung, die do-
kumentiert: Sie möchten im Grunde die Planwirt-
schaft wieder einführen. Statt sich den BLB am Markt 
zu marktgängigen Konditionen refinanzieren zu las-
sen, zwingen Sie ihm einen Kredit des Landes auf. 
Das ist alles andere als liberal und alles andere als 
marktkonform. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist ein Bilanztrick, um Ihre Bilanz für die nächs-
ten Jahre zu verbessern und ein Finanzpolster anzu-
legen. 

Ähnliches gilt übrigens, was Ihre gebrochenen Ver-
sprechen angeht, auch bei der Risikoabschirmung 
der Risiken der WestLB. Es waren doch nicht wir, 
sondern es waren Sie von CDU und FDP, die in der 
Verfassungskommission riesige Worthülsen produ-
ziert haben und den Mund ganz weit aufgerissen ha-
ben, als Sie gesagt haben, Sie seien strikt gegen sol-
che Maßnahmen zur Umgehung der Schulden-
bremse. Und das Erste, was Sie tun, ist, mit genau 
dieser von Ihnen selbst kritisierten Maßnahme die 
Schuldenbremse zu umgehen. 

(Beifall von der SPD – Ralf Witzel [FDP]: Wir 
halten die Schuldenbremse ein!) 

Das ist doch wirklich skandalös, und zwar gemessen 
an Ihren eigenen Versprechungen – nicht gemessen 
an dem, was wir gesagt haben, sondern gemessen 
an dem, was Sie den Bürgerinnen und Bürgern die-
ses Landes gesagt haben. 

Das gilt selbst bei den Maßnahmen, die wir im 
Grunde begrüßen. Ich will gerne das aufgreifen, was 
der Ministerpräsident gestern völlig zu Recht einge-
fordert hat. Dort, wo wir einer Meinung sind, sollten 
wir in der Tat auch sagen, dass wir einer Meinung 
sind. Diesen Punkt hat doch heute unser Fraktions-
vorsitzender, Norbert Römer, in seiner Erwiderung 
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auf die Regierungserklärung aufgegriffen. Dann soll 
man das auch sagen und tun. 

Jawohl, auch wir haben in unserem Wahlprogramm 
für die Wahlperiode ab 2017 vorgesehen, die Kran-
kenhausfinanzierung zu verbessern. Insofern ist es 
in Ordnung, dass Sie das tun. Das ist in unserem 
Sinne. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

– Warum soll ich das nicht sagen? Darüber muss 
man sich doch nicht höhnisch freuen, sondern das ist 
ehrlich gemeint. Wir finden das gut. Das war in unse-
rer Programmatik auch vorgesehen. 

(Zuruf von der SPD: Hätte er ja schon längst 
machen können!) 

Nur dürfen Sie dann eines nicht tun, und das ist der 
Pferdefuß an dieser scheinbaren Wohltat. Der stell-
vertretende Ministerpräsident des Landes Nordrhein-
Westfalen, Stamp, hat gerade eben noch in seiner 
Erwiderung auf die Regierungserklärung des Minis-
terpräsidenten gesagt – genauer müsste man sagen: 
in der Erwiderung auf die Erwiderungen –, das Land 
stelle 350 Millionen € zur Verfügung. Das ist aber gar 
nicht wahr. Das Land gibt nur 250 Millionen € und 
lässt die Kommunen 100 Millionen € mitfinanzieren. 

Da frage ich Sie: Ist das gerecht? – Wir sagen: Nein! 
Da frage ich Sie: Entspricht das Ihren Verspre-
chen? – Ich sage: Nein! Das ist genau der Pferdefuß 
an dieser Wohltat. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Bodo Löttgen 
[CDU] und Ralf Witzel [FDP]) 

Sie geben Versprechen und lassen es andere mitfi-
nanzieren. 

(Zuruf von der SPD) 

Dann will ich, weil ich es meinem Kollegen, dem fi-
nanzpolitischen Sprecher, versprochen hatte, noch 
etwas Redezeit übrigzulassen, zunächst vorläufig 
auf einen letzten Punkt zu sprechen kommen. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

– Ja, wir werden noch genügend Gelegenheiten ha-
ben, freundschaftlich, freundlich, aber hart in der Sa-
che zu debattieren.  

Der letzte Punkt betrifft den Stellenaufwuchs; das 
wird Sie nicht besonders überraschen. Auf Seite 29 
des Nachtragshaushaltsentwurfs steht schwarz auf 
weiß: 139 neue Stellen in der Leitungs- und Vertrau-
ensebene von Regierung und Ministerien wollen Sie 
schaffen. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Besser als 567! – Ge-
genruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Das ist hinsichtlich der Anzahl beispiellos, und die 
Begründung ist schamlos. Das will ich Ihnen ganz 
eindeutig ins Stammbuch schreiben. 

(Beifall von der SPD) 

Die Anzahl ist beispiellos, weil es – jedenfalls nach 
unserer Erinnerung – in den letzten Jahrzehnten 
nicht vorgekommen ist, in dieser Größenordnung 
und unmittelbar bei Regierungsübernahme eine der-
art große Anzahl an Stellen zu schaffen, und zwar 
nicht etwa teilweise durch Umbesetzungen, sondern 
komplett neue Stellen. 

(Bernd Petelkau [CDU]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Das wird in keiner Weise dem gerecht, was Sie vor 
der Wahl versprochen haben. 

(Fortgesetzt Zurufe von der CDU) 

Es ist aber auch sachlich in keiner Weise gerecht, 
und deswegen ist das hier zu kritisieren, und zwar in 
aller Deutlichkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Was ich aber ganz besonders entlarvend – ich sage 
es Ihnen ganz ehrlich; ich bin kein Empörungsrheto-
riker – und wirklich skandalös finde, ist die Begrün-
dung, die Sie schwarz auf weiß bringen und die im 
Grunde Ihr Staatsverständnis auf das Schönste of-
fenlegt. Sie sagen:  

„Bei Übernahme der Regierungsverantwortung 
waren in den Ministerien die zentralen Positionen 
des Vertrauens- und Leitungsbereichs mit dem 
von der Vorgängerregierung ausgewählten Per-
sonal besetzt. Um neue Politik umsetzen zu kön-
nen, sind an einigen Stellen“ 

– 139 – 

„personelle Veränderungen nötig. Um auch die 
bisherigen Stelleninhaber adäquat und beamten- 
bzw. tarifrechtskonform weiterbeschäftigen zu 
können, sind zusätzliche Personalstellen im 
Haushalt notwendig.“ 

(Minister Lutz Lienenkämper: So ist es!) 

Dazu will ich Ihnen eines ganz ehrlich sagen: Nie-
mand würde Sie dafür kritisieren, wenn Sie Bürolei-
tungen mit Menschen Ihres Vertrauens besetzen, 
wenn Sie möglicherweise noch Presseleitungen der 
Häuser mit Menschen Ihres Vertrauens besetzen, 
aber dass Sie pauschal die Leitungsebene von Mini-
sterien Ihrer politischen Disposition unterziehen, ist 
wirklich aufs Höchste skandalös! 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Das hat es in der Form nicht gegeben! 

(Beifall von der SPD) 

Es ist ein flächendeckendes Misstrauensvotum ge-
gen unbescholtene Beamtinnen und Beamte dieses 
Landes, denen Sie noch nicht einmal die Chance ge-
ben, 
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(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU] und Minister 
Herbert Reul) 

sich loyal zum Land Nordrhein-Westfalen zu verhal-
ten. Das ist wirklich auf das Bodenloseste eine 
schamlose Offenlegung Ihres Staatsverständnisses. 
Das werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen! 

(Beifall von der SPD) 

Wenn also der Kollege Moritz sagt, 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU] – Glocke) 

„Täuschen, Tarnen und Tricksen“ sei das Motto ge-
wesen und mit der Schönrednerei sei es jetzt vorbei, 
dann muss einem das Lachen im Halse steckenblei-
ben. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Börschel … 

Martin Börschel (SPD): Wir haben Ihr neues Regie-
rungsmotto gelernt: … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Börschel … 

Martin Börschel (SPD): … Täuschen, Tarnen, Trick-
sen und Schönfärben. Das ist wirklich schlimm für 
Nordrhein Westfalen. Das bedauern wir sehr. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Entschuldigung, 
ich hätte Sie gerne unterbrochen, weil es den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage von Frau Kollegin 
Beer gab. Würden Sie die jetzt noch beantworten? 

Martin Börschel (SPD): Ja, bitte. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Stützfrage!) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Frau Präsiden-
tin. Danke schön, Herr Kollege Börschel! Sie haben 
ja den eigentlichen Skandal der Stellenneubesetzun-
gen und -ausschreibungen schon dargestellt. Ist es 
nicht eigentlich noch einen bisschen mehr? Ist es 
richtig, dass vor dem Ende von Legislaturperioden – 
ungeachtet der Frage, wer später die Regierung 
übernehmen wird – in den Häusern eine Personalpo-
litik gefahren wird, nach der bestimmte Stellen so-
wieso nicht neu besetzt werden, damit eine neue Re-
gierung entsprechende Handlungsmöglichkeiten hat, 

(Daniel Sieveke [CDU]: Aber nicht bei Rot-
Grün!) 

das heißt, dass dann entsprechend vorgesorgt wird? 
Ist das hier auch der Fall gewesen, und heißt das 
nicht,  

(Daniel Sieveke [CDU]: Was ist das denn für 
eine Frage? Das ist keine Kurzintervention!) 

dass entsprechende Handlungsspielräume schon 
vorhanden gewesen sind? 

Martin Börschel (SPD): Frau Kollegin Beer, ich 
habe den Ministerpräsidenten Laschet beim Wort ge-
nommen, als er sagte, die Regierungsübernahme 
und die Übergabe durch die Vorgängerregierung 
seien außerordentlich fair verlaufen. Ich habe ihn so 
verstanden, dass zu dieser außerordentlich fairen 
Übergabe der Regierungsgeschäfte auch gehörte, 
der neuen Regierung unmittelbar die Aufnahme der 
Amtsgeschäfte nicht nur formal, sondern auch durch 
erste personalpolitische Entscheidungen zu ermögli-
chen. 

(Lachen von Bodo Löttgen [CDU]) 

Ich muss ganz ehrlich sagen: Dass er diese faire 
Geste der Vorgängerregierung, die ich für mehr als 
selbstverständlich halte – das will ich ganz deutlich 
sagen –, in dieser schamlosen Art und Weise aus-
nutzt und im Grunde damit ein Staatsverständnis of-
fenlegt, das in keiner Weise tolerabel ist, finde ich 
wirklich sehr traurig – vor allem gemessen an seinen 
eigenen Worten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Börschel. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich merke: Es wird in die-
ser Debatte Zeit, dass wir mal wieder den Blick auf 
die Realität richten. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der SPD) 

Da kann ich direkt bei der Stützfrage an meinen Vor-
redner anfangen. – Frau Kollegin Beer, wenn Sie 
sich gerne informieren wollen, wie Personalpolitik in 
den letzten Monaten in diesem Land stattgefunden 
hat, dann schauen Sie sich mal an, welche Personen 
aus dem engsten Leitungsumfeld der abgewählten 
rot-grünen Regierung in den letzten Monaten noch in 
sehr entscheidende, hochdekorierte Positionen in 
der Staatskanzlei und in den Ministerien gebracht 
worden sind.  

(Lachen von Michael Hübner [SPD]) 

Schauen Sie sich an, wie Ihr Umweltminister, Johan-
nes Remmel, 
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(Beifall von der FDP und der CDU – Unruhe) 

massenhaft bis unmittelbar vor seiner Abwahl Stellen 
noch gezielt mit Leuten seines Vertrauens besetzt 
hat! Sie haben am Ende des letzten Jahres mit Nach-
tragsanträgen zum Haushalt – über das hinausge-
hend, was Norbert Walter-Borjans ohnehin schon in 
die Stellenpläne hineingeschrieben hat – reihen-
weise zusätzliche Stellen beschlossen – gerade im 
Umweltbereich –, damit Sie viele Leute, die Ihre Ar-
beiten dort erledigen, noch einstellen konnten.  

Und wenn eine neue Regierung das Bedürfnis hat, 
an wichtigen Stellen für einen Politikwechsel zu sor-
gen und das auch durch neues Personal zu unterle-
gen, dem in neuen Aufgaben mehr vertraut wird, 
dann können wir uns über die Größenordnung unter-
halten, aber nicht über den Umstand.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dass heute, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, hier ein Nachtragshaushalt vorliegt, kann doch 
niemanden wundern. Wir haben Ihnen das doch die 
letzten Monate immer wieder gesagt: Nichtstun ist 
Machtmissbrauch. – Das heißt doch, dass wir jetzt, 
auch wenn ein Großteil des Jahres vorbei ist,  

(Martin Börschel [SPD]: Sie machen sich den 
Staat zur Beute, Herr Kollege! Sie machen 
sich den Staat zur Beute!) 

auf der Zielgeraden zumindest versuchen, noch ein 
bisschen nachzujustieren.  

Natürlich kann die Erwartungshaltung an einen 
Nachtragshaushalt nicht die sein, dass grundlegend 
Politikschwerpunkte neu definiert werden. Das ist ein 
Umsteuerungsprozess. Den werden Sie erst im 
Haushalt 2018 und in Teilen erst im Haushalt 2019 
finden, weil eben in der Kürze der Zeit ein Riesentan-
ker nicht völlig neu zu manövrieren ist, wie das bei 
einem so großen Bundesland der Fall ist. Aber Sie 
finden wichtige Wegweisungen.  

Deshalb sagen wir Ihnen: Denken Sie neu! Sie müs-
sen sich nach Ihrer Abwahl auch an vielen Stellen 
selbstkritisch prüfen, ob das, was Sie an Schwer-
punktsetzungen vorgenommen haben, soweit richtig 
war. Jedenfalls müssen Sie uns zugestehen, dass 
wir auch Dinge in der Steuerung der Politik in diesem 
Land neu justieren und auch ausdrücklich neu aus-
probieren. 

Wir machen das gerne und wollen eine ehrliche De-
batte haben, weil wir auch als Opposition eine ehrli-
che Haushaltspolitik gemacht haben. Wir hätten, was 
sehr einfach gewesen wäre, ja sagen können: Wir 
versprechen alles jetzt jedem für die nächsten Jahre! 
In jedem Fall übernehmen wir jeden Tarifabschluss 
eins zu eins! Dann machen wir uns so richtig schön 
beliebt als Opposition.  

Das haben wir nicht. Wir haben gesagt: Auswüchse 
Ihrer Politik machen wir nicht mit. – Sie haben ja bei-
spielsweise pauschal für die Leute entschieden: Wer 
A13 oder mehr verdient, ist so luxuriös abgesichert 
als Besserverdiener, dass er mehrere Jahre lang 
nicht einmal mehr den Inflationsausgleich bekommt. 

Da haben wir gesagt: Das kann nicht funktionieren 
mit der Motivation im Landesdienst für Bereiche, in 
denen wir in den nächsten Jahren mehr Personal 
brauchen. Da kriegen wir nicht die besten Köpfe, 
wenn wir dieses Signal aussenden. Das Gericht hat 
uns ja dann auch recht gegeben. Wir haben trotzdem 
nicht eins zu eins versprochen. Das wäre ja einfach 
gewesen.  

So haben Sie es gemacht in Ihrer alten Rolle, als wir 
von 2005 bis 2010 eine schwarz-gelbe Regierung 
hatten. Da hat Hannelore Kraft hier die Anträge un-
terschrieben: Es ist unanständig, Tarifabschlüsse 
nicht eins zu eins auch für Landesbeamte umzuset-
zen. – Kaum war sie im Amt, hat sie es selber genau 
gegenteilig gemacht. Das war Ihre Haltung. Diesen 
Fehler haben wir nicht übernommen, haben wir nicht 
kopiert. Wir haben uns in den letzten Jahren in der 
Haushaltspolitik ehrlich und realistisch verhalten, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Trotzdem müssen wir natürlich mit den Realitäten 
umgehen. Da bitte ich Sie schon, in der Bewertung 
und in Ihrem Gesamturteil fair zu sein.  

Wenige Tage nach der Abwahl von Rot-Grün haben 
sich nämlich Abgeordnete der Opposition inklusive 
abgewählter Minister vor laufende Kameras gestellt, 
Krokodilstränen in den Augen gehabt und gesagt: 
Das ist ja unglaublich! Es sind in unserer Stadt tat-
sächlich zum Schuljahresbeginn noch nicht alle Leh-
rerstellen besetzt.  

Oder es wurde mit Krokodilstränen in den Augen ver-
kündet: Es gibt fünf oder zehn Polizeistellen in unse-
rer Stadt weniger zum 1. September. – Das war, als 
die neue landesweite Personalstärkenberechnung 
für die PPs erfolgt ist und man sich furchtbar traurig 
über diesen Umstand gab. Da hätte ich mir etwas 
mehr Ehrlichkeit und Realismus gewünscht.  

Tatsache ist doch, dass Sie uns zu Jahresbeginn auf 
unsere Nachfragen im Haushalts- und Finanzaus-
schuss immer wieder darlegen mussten, dass Tau-
sende von Stellen gar nicht besetzt sind. Die haben 
Sie hier beschließen lassen von Rot-Grün. Die stan-
den im Haushalt, aber die waren gar nicht mit Köpfen 
unterlegt. Da haben über 1.000 Leute gefehlt in der 
Finanzverwaltung, über 5.000 Kräfte im Schulbe-
reich. Es gab 1.000 unbesetzte Stellen im Bereich 
des Innenministeriums. So sind Sie in das Jahr 2017 
gestartet.  

Dann, wenn eine Regierung wenige Wochen im Amt 
ist, das große Bedauern und die Trauer zu äußern, 
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dass noch nicht jede Stelle besetzt ist und Aufgaben 
noch nicht überall ideal wahrgenommen werden kön-
nen, das ist keine ehrliche Haltung. Da erwarten wir 
auch von Ihnen in Ihrer neuen Rolle etwas mehr Re-
alitätssinn, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Deshalb kann dieser Nachtrag natürlich nur etwas 
Smart-Repair leisten. Er kann die wichtigsten Schä-
den in der Haushaltsplanung beheben, einzelne Kor-
rekturen auf den Weg bringen, eine neue Wegwei-
sung andeuten, wohin sich die Haushaltspolitik in 
Nordrhein-Westfalen in den nächsten Jahren entwi-
ckeln wird, aber es sind nicht über Nacht alle Haus-
haltsprobleme zu lösen. Das muss auch Ihnen voll-
kommen klar sein. Insofern haben Sie auch hier hof-
fentlich die richtige Erwartung an eine Schlussbilanz. 

Wichtig ist uns, dass wir unsere Wahlversprechen 
einhalten. Sie versuchen ja hier den Eindruck zu er-
wecken, dass wir das nicht tun würden. Dazu kann 
ich Ihnen sagen: Es war ein zentrales Wahlverspre-
chen, dass wir mit Trickserei in der Haushaltspolitik 
aufhören. Genau das hat doch der von Ihnen so ge-
lobte Finanzminister Norbert Walter-Borjans ge-
macht, und zwar schamlos am laufenden Meter ei-
nen Haushaltstrick nach dem anderen. 

Insofern teilen wir auch überhaupt nicht Ihre Analyse, 
Sie hätten hier im letzten Jahr eine schwarze Null ge-
habt. Das haben Sie mit damals noch vorhandener 
rot-grüner Mehrheit beschließen lassen. Sie hätten 
auch das Parlament in einer Resolution beschließen 
lassen können, dass doch die Sonne in Nordrhein-
Westfalen scheint. Das hätten Sie auch beschließen 
können. Das hätten wir aus der Minderheit heraus 
nicht verhindern können. Es ist aber nicht real durch 
Fakten unterlegt gewesen.  

Sie haben jahrelange Planungen und Verabredun-
gen für Pensionsvorsorge der Landesbeamten korri-
giert, haben das gebrochen, nach unten korrigiert, 
das über die Zahlungszeiträume über die Jahre ver-
schoben, um alle Kosten aus dem Jahr 2016 als letz-
tem Jahr vor der Landtagswahl wegzubekommen. 

Dann haben Sie in zwei Operationen aus dem Schat-
tenhaushalt, dem Nebenhaushalt BLB, der eben offi-
ziell im Kassenwerk des Landes nicht direkt fakturiert 
wird, weil es rechtlich gesehen ein Sondervermögen 
ist, fast 1 Milliarde € herausgezogen. Geld, das 
Norbert Walter-Borjans bei Banken am Kreditmarkt 
für seinen regulären öffentlichen transparenten Lan-
deshaushalt hätte aufnehmen müssen, haben Sie 
Landesbetriebe zahlen lassen, und nicht deshalb, 
weil diese Landesbetriebe so ein Milliardenvermögen 
hätten und sie so unglaublich tolle Geschäftsergeb-
nisse gehabt hätten, dass sie Gewinnabführung ge-
macht haben. Die mussten das selbst aufnehmen.  

Sie haben also den BLB ökonomisch völlig irrsinnig 
zur Bank geschickt, damit er Kredite zu schlechteren 

Konditionen aufnimmt als das Land, weil der BLB 
eine schlechtere Refinanzierung hat als die Gebiets-
körperschaft Land. 

(Michael Hübner [SPD]: Und jetzt bekommen 
sie es zurück!) 

Nachdem sich der BLB am Kapitalmarkt verschulden 
musste, hat er das Norbert Walter-Borjans in die 
Kasse überweisen müssen, damit er die Kredite dort 
nicht ausweist. Das hat mit einer ehrlichen und rea-
listischen Politik für eine schwarze Null nichts zu tun, 
und das setzen wir so auch nicht fort. 

(Beifall von der FDP) 

Damit ist schon der quantitativ größte Teil, mehr als 
die Hälfte, der Nachtragsnotwendigkeit erklärt.  

Was die weiteren Bereiche angeht, liegen die Argu-
mente auch auf der Hand. Das Kitarettungspro-
gramm ist gerade schon von Minister Joachim Stamp 
angesprochen worden. 

Sie haben Eindrücke von SPD und Grünen vermittelt, 
sie würden der Szene helfen, kein Kind zurücklassen 
wollen und immer schön in der Rhetorik ein paar 
Hochglanzprojekte, ein paar Leuchttürme, aber in 
der Breite haben Sie tatsächlich den Einrichtungen 
nicht geholfen, haben nicht das gemacht, was Sie 
versprochen haben, das eine oder andere neu zu 
justieren, für eine auskömmliche Finanzierung zu 
sorgen, nicht einmal für einen Inflationsausgleich. 

Deshalb haben wir die letzten Jahre im Bereich der 
Kindergärtnerinnen Tarifsteigerungen gehabt, 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Für die Er-
zieherinnen!) 

die Sie in der Kindergartenfinanzierung nicht nach-
vollzogen haben, wo Einrichtungen unter Druck ge-
raten sind, wo Einrichtungen gerne den Erzieherin-
nen und Erziehern mehr Gehalt gegönnt hätten, aber 
bei jedem halben Prozentpunkt Lohnerhöhung ge-
bangt haben, weil es den Träger an den Abgrund ge-
bracht hat. 

Dann haben wir Ihnen vorgeschlagen, dass wir uns 
unabhängig von einer zukünftigen Debatte über 
strukturelle Finanzierung doch zumindest hier in die-
sem Hause auf einen Inflationsausgleich, auf eine 
Dynamisierungskomponente einigen können. Das 
haben Sie nicht zustande gebracht, ähnlich wie die 
abgewählte Ministerpräsidentin, die auch immer alles 
wusste, aber bei Pressekonferenzen nie sagen 
wollte, was sie wusste. Das hat auch Ihre Familien-
ministerin Kampmann gemacht, die immer erklärt 
hat, sie wisse, was zu tun sei, und es gebe schon 
Pläne in der Schublade, die aber jedenfalls bis zu ih-
rer Abwahl dazu nichts präsentiert hat, obwohl wir sie 
immer wieder danach gefragt haben, wie sie sich die 
zukünftige Kitafinanzierung vorstellt. 
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Für das Land insgesamt wird alles noch teurer, wenn 
wir hier nicht die Chance haben, Träger zu stabilisie-
ren. Denn an der Stelle, wo sich der Träger mit seiner 
Arbeit teilweise mit seinen Kostenzuschüssen her-
auszieht, wenn das Bistum seine Ankündigung wahr-
macht, hundert Einrichtungen im Ruhrgebiet mal 
eben zu schließen, sind das Kosten, die der öffentli-
chen Hand auf die Füße fallen. 

Nächster Bereich: Polizei. Wir haben gestiegene An-
forderungen. Da können Sie zu Recht sagen, Sie 
konnten die letzten Jahre nicht unbedingt wissen, wie 
sich Problemlagen entwickeln, als die Flüchtlings-
krise noch nicht bekannt war, als internationale Ent-
wicklungen noch nicht so absehbar waren. Das 
konnten wir in der Zeit vorher auch nicht. 

Aber wir machen Ihnen den Vorwurf: Sie haben bis-
lang schon sehr viel Personal verschlissen für Pro-
jekte, bei denen sich Ihr Minister Jäger inszenieren 
wollte, beispielsweise beim Blitzmarathon. Da ist 
nicht Rücksicht genommen worden auf die Frage, 
was fachlich geboten ist und wie die Personalaus-
stattung der Polizei aussieht. Da ging es um Show-
Aktionen. 

Deshalb machen wir jetzt das, wozu Sie nicht die 
Kraft hatten. Die SPD hat es im Wahlprogramm, aber 
Sie haben keine Mehrheit mit den Grünen zusam-
men organisiert bekommen, 2.300 Anwärterausbil-
dungen für Kommissare in der Polizei zu realisieren, 

(Michael Hübner [SPD]: Natürlich!) 

von denen wir Ihnen als SPD glauben, dass Sie es 
auch wollten, wofür Sie aber in der alten Regierung 
nicht die Kraft hatten, es im Haushalt 2017 so zu un-
terlegen. Ich erinnere nur an die Kommentare von 
Ralf Jäger, der hier gestanden und gesagt hat, er 
würde kaum glauben, ob überhaupt mehr als 1.500 
gingen. Dann würde es ja so kuschelig in Selm-Bork. 
Daher würde ihm die Fantasie fehlen, wie da noch 
mehr gehen sollte.  

Da können wir nur sagen: Wir freuen uns, dass wir 
Praktikerlösungen gefunden haben, wie das jetzt 
funktionieren wird. Deshalb realisieren wir das auch 
an dieser Stelle. 

(Beifall von der FDP) 

Wir sehen in der Tat Ausgleichsmaßnahmen für 
Überstunden zusammen mit einem Überstundenver-
fallschutz vor. Den finden wir wichtig. Deshalb haben 
wir auch als FDP-Landtagsfraktion in der letzten Le-
gislaturperiode dazu Anträge gestellt. Die CDU hat 
das mit unterstützt, und Sie haben es abgelehnt. 
Nach einer ganz eindrucksvollen Expertenanhörung, 
wo sich ein ganz klares Bild über die Problematik er-
geben hat, haben Sie es abgelehnt, an dieser Stelle 
zu handeln. 

Nach unserem Gerechtigkeitsempfinden ist es so: 
Wenn man von Polizeibeamten verlangt, weil es Ter-
rordrohungen in Einkaufszentren oder wo auch im-
mer gibt, auch über Nacht bereit zu sein, obwohl man 
zwei, drei Wochenenden im Einsatz war, wieder ein-
mal ein freies Wochenende mit der Familie abzusa-
gen, weil man eben dann doch im Dienst ist, weil man 
eben aus allgemeiner Verantwortung als Landesbe-
amter bereitstehen muss, die Arbeit zu verrichten, 
dann muss aber sichergestellt sein, dass es auch 
eine entsprechende Abgeltung dafür gibt, dass es 
honoriert wird, dass sich diese erbrachte Leistung 
nicht noch dadurch rächt, dass sie irgendwann ver-
fällt, sondern dass sie abgegolten wird, idealerweise 
mit Freizeit. Das ist eine Säule der Rückgabe.  

Aber da, wo es über Freizeit nicht abgegolten werden 
kann, müssen wir es finanziell entschädigen und zum 
Dritten zu Lebensarbeitszeitkonten kommen. Dann 
sind viele junge Polizeibeamte vielleicht auch bereit, 
in jüngeren Jahren ein paar Stunden mehr zu ma-
chen, um in späteren Jahren Entlastungen zu haben. 

(Beifall von der FDP) 

Das ist unser Verständnis von Gerechtigkeit. Dazu 
waren Sie nicht einmal als selbsterklärte Arbeitneh-
merpartei bereit, … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Ralf Witzel*) (FDP): … Arbeitnehmern einen Über-
stundenverfallschutz zuzusprechen. Wir machen das 
jetzt mit entsprechender Kompensation. Das sollten 
Sie unterstützen, auch für die Beschäftigten in die-
sem Land. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die AfD-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte 
Zuschauer! Der Nachtragshaushalt ist doch zu-
nächst erst einmal positiv. Es werden 71,5 Millio-
nen € Schulden getilgt. 71,5 Millionen €, Wahnsinn! 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt nicht!) 

Allerdings hatten Sie Mehreinnahmen in Höhe von 
1.420,9 Millionen €, und abgesehen von der BLB-
Korrektur geben Sie das Geld mit vollen Händen aus. 
Einige Ausgaben, beispielsweise um Krankenhäuser 
zu finanzieren und die maroden Kitas endlich bei fi-
nanziellen Engpässen zu entlasten, sind sinnvoll, 
sehr sinnvoll. Aber ein guter Politiker – und auch eine 
gute Regierung – setzt Prioritäten. Sie hätten bei an-
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deren Ressorts, in anderen Bereichen sparen kön-
nen. Das hätte Sie ausgezeichnet, das hätte auch zu 
Ihren Wahlversprechen gepasst. 

Nehmen wir ein kleines Beispiel, wo man hätte spa-
ren können: Da gibt es nämlich eine ganze Menge 
zum Beispiel von Öko-Träumereien. Ich komme aus 
der Stadt Bochum. Dort werden jetzt Fahrradgaragen 
angeschafft. Da hätte man Fahrradgaragen für 
10.000 € oder für 65.000 € nehmen können. Die für 
65.000 € haben aber ein Solardach, damit die E-Bi-
kes eventuell ein paar Mal im Jahr geladen werden 
können. Was also hat Bochum gemacht – 10.000 € 
oder 65.000 € ausgegeben? – Bochum hat natürlich 
65.000 € ausgegeben, denn das Land – NRW – hat 
hier einen Zuschuss von 90 % gegeben.  

Wenn Sie wirklich sparen wollen, dann sparen Sie 
bei diesen Dingen. Und es wurde natürlich nicht nur 
eine Fahrradgarage gekauft, sondern gleich fünf da-
von. Der Gesamtschaden für Bochum mit Folgekos-
ten ist eine halbe Million Euro – und das in nur einer 
einzigen Stadt, gefördert vom Land Nordrhein-West-
falen. 

(Beifall von der AfD) 

Und übrigens haben weder CDU noch FDP in der 
Stadt dagegen gestimmt. Die waren alle dafür, das 
Geld mit vollen Händen auszugeben, da es vom 
Land NRW kam. Die einzige Partei, die einzige Frak-
tion, die dagegen gestimmt hat, war die AfD. 

(Beifall von der AfD) 

Oder kommen wir doch einmal zu Dingen direkt auf 
Landesebene. Auf Landesebene stehen 5.000 Plätze 
für Flüchtlinge leer – 5.000 Plätze, die aber weiterhin 
bezahlt werden. Das sind Kosten in Millionenhöhe – 
jedes Jahr. Auch hier hätten Sie einsparen können.  

(Beifall von der AfD) 

Das, was wir hier sehen, ist also die Weiterführung 
rot-grüner Politik – nur mit einem schwarz-gelben An-
strich. 

Jetzt waren Sie ja bei Ihren Wahlgeschenken we-
nigstens geschickter als damals, als Sie den Hoteli-
ers entgegengekommen sind. Kita, Krankenhäuser 
habe ich schon erwähnt. Aber gehen wir den Rest 
durch:  

118 Personen für die Terrorbekämpfung. Wofür 
brauchen wir das? Was wissen Sie, was wir noch 
nicht wissen, was die Bevölkerung vielleicht verunsi-
chern könnte? Was davon sind die Folgen von Mer-
kels Grenzpolitik, und was sind die Folgen fehlender 
Abschiebepolitik? 8 Personen oder 12 – Sexualstraf-
täter – mal so als Schau abzuschieben, ist nicht das, 
was dem Land wirklich hilft.  

(Zuruf von der AfD: Das in ganz Deutschland!) 

– In ganz Deutschland, ja. Ich glaube, drei oder vier 
kamen aus NRW.  

Was ist mit den Kosten für Kommissaranwärter, mit 
den Überstunden bei Polizei und Justiz? Warum sind 
die denn angefallen? Was davon ist wiederum auf 
die Politik Ihrer Kanzlerin – von Frau Merkel -zurück-
zuführen?  

Was ist mit den wiederholten extremistischen An-
schlägen zum Beispiel beim G20-Gipfel? Wofür wer-
den die Polizisten denn heutzutage eingesetzt? – 
Nicht unsere Grenzen schützen wir, wir schützen un-
sere Feste! Das Weinfest in Bochum wird jetzt mit 
Betonblöcken geschützt, damit keiner mit einem Lkw 
hineinfahren kann. Das brauchten wir vor zehn Jah-
ren noch nicht. Also: Schenken Sie der Bevölkerung 
doch mal reinen Wein ein! 

Kommen wir nun zum Haushaltsbegleitgesetz. Das 
erste, was uns auf den Tisch kommt, sind die Ände-
rungen beim Risikofondsgesetz. Warum ist es nötig, 
da jetzt mehrere Milliarden reinzuschieben? Worum 
geht es überhaupt? – Es geht um die WestLB-Ver-
fehlungen, um die Zockereien damals. 2007 hat die 
Abwicklung angefangen. Das war in Zeiten einer 
schwarz-gelben Regierung. Aber wer saß über Jahr-
zehnte in den Vorständen dieser WestLB? – Das wa-
ren die Genossen der SPD. Sie haben die Verfehlun-
gen bei der WestLB und die Milliardenverluste mit zu 
verantworten. Wie viel sind es inzwischen? 18 Milli-
arden €, 21 Milliarden €, die letztendlich die Steuer-
zahler tragen müssen?  

Was ist passiert? – Die Vorstände haben über Jahre 
gute Gelder kassiert – auch SPD-Genossen –, also: 
Privatisierung der Gewinne. Und was passiert 
jetzt? – Sozialisierung der Verluste. Das, meine Da-
men und Herren, ist keine ordentliche Politik. 

(Beifall von der AfD ) 

Es steht jetzt zu befürchten, dass die NRW-Bank 
langsam in die gleiche Richtung getrieben wird wie 
damals die WestLB. Wir als AfD sagen nein zum Zo-
cken mit Bürgergeld. Das können Sie privat ma-
chen – aber nicht mit unseren Bürgergeldern. 

(Beifall von der AfD) 

Das Fazit lässt sich hier relativ einfach ziehen: Sie 
wollten keinem wehtun, keinem was wegnehmen, 
nichts an Fördergeldern für grüne Politik- und Öko-
Träumereien nehmen, denn Sie bereiten sich ja 
schon auf die Jamaika-Koalition im Bund vor. Wir ha-
ben hier letztendlich in NRW nur die Fortsetzung der 
rot-grünen Politik mit einem schwarz-gelben An-
strich. Also: Im Westen nichts Neues! – Danke 
schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Loose. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Düker. 
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Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, so vollmundig 
Sie in der Opposition, Herr Witzel, Herr Optendrenk, 
hier das Credo des Sparens und Schuldenabbaus 
gesungen haben, so mager und schmallippig waren 
die Aussagen gestern und heute hier in den Reden. 
Eigentlich gab es bis auf ein paar magere Sätze von 
Herrn Laschet in der Regierungserklärung gar nichts 
dazu, wie man denn jetzt sparen und Schulden ab-
bauen wolle. Christian Lindner sagte dazu null, hat 
es also besser erst gar nicht erwähnt. Bei Herrn Li-
enenkämper habe ich bei der Einbringung des Nach-
tragshaushalts die Worte „Sparen“ und „Schuldenab-
bau“ ebenfalls nicht festgestellt und auch bei Herrn 
Moritz nicht. Also, alle Sparkommissare von einst ha-
ben irgendwie gerade so etwas wie eine 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Amnesie!) 

– Amnesie – das Wort fehlte mir, danke, liebe Sigrid 
–, Amnesie, Totalausfall. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Moritz hat ja gerade gesagt, dass hier so etwas 
wie Täuschen, Tricksen, Tarnen passiert ist. Ich 
muss zurückgeben, Herr Moritz und Herr Witzel: In 
keinem anderen Politikfeld wurden von Ihnen jemals 
Wahlkampfaussagen und die Aussagen, die Sie da-
mals in der Opposition getroffen haben, so schamlos 
und so schnell fallen gelassen und sogar ins Gegen-
teil verkehrt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist das Gegenteil von seriöser Politik.  

Schauen wir uns die Texte doch noch einmal an. In 
Ihrem Wahlprogramm und in Ihrem, Herr Moritz, 
steht ganz klar und unmissverständlich: Alles, was 
neu ausgegeben wird, wird gegenfinanziert, aber 
nicht durch Schulden und nicht durch Mehreinnah-
men, sondern durch Einsparungen. – Das ist klar und 
eindeutig. Warum steht das nicht im Koalitionsver-
trag? Sie können noch nicht einmal sagen: „Es war 
die FDP, die das nicht wollte“, oder umgekehrt. Es ist 
deckungsgleich. Kein Wort davon im Koalitionsver-
trag! 

Herr Witzel, ich habe mir Ihren Wahlkampfflyer ange-
schaut. Sie gehen in Ihrem Versprechen ja noch wei-
ter. Sie haben in Ihrem Wahlkampfflyer angekündigt, 
Sie stünden persönlich dafür, dass jeder Euro an 
Steuermehreinnahmen in den Schuldenabbau geht.  

(Marc Herter [SPD]: Was? Privat, oder was? – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

– Ja, das stand in seinem persönlichen Flyer. 

Wenn Sie das ernst nehmen würden, dann hätte mit 
diesem Nachtragshaushalt ein Schuldenabbau von 
1,2 Milliarden € realisiert werden müssen. 

(Marc Herter [SPD]: Das ist Wahlkampfgetöse 
in Essen!) 

Nichts davon findet sich wieder.  

Das Gleiche trifft auf den Ministerpräsidenten zu. Ich 
zitiere aus seiner Rede. In der dritten Lesung zum 
Haushaltsgesetz 2017 sagte Armin Laschet – ich 
versuche, die vorwurfsvolle Rhetorik noch einmal 
rüberzubringen –  

(Beifall von Josefine Paul [GRÜNE]) 

sehr vorwurfsvoll:  

„Selbst bei einem Höchststand der Steuereinnah-
men und dem niedrigsten Stand der Zinsen ha-
ben Sie es nicht geschafft, einen ausgeglichenen 
Haushalt vorzulegen. Das ist das, was wir Ihnen 
vorwerfen.“ 

(Zuruf von der SPD: Das war fast perfekt!) 

Okay. Sie sprachen von einem Höchststand der 
Steuereinnahmen. Wo stehen wir jetzt? Wir haben 
nicht nur einen Höchststand der Steuereinnahmen. 
Nein, wir haben zusätzliche 1,2 Milliarden € mehr zu 
verzeichnen. Die Zinsen sind immer noch sehr nied-
rig. Das ist die Bilanz. 

(Zurufe von der SPD) 

Jetzt zitiere ich noch einmal:  

„Selbst bei einem Höchststand der Steuereinnah-
men ...“  

– die sich noch einmal erhöht haben –  

„... und dem niedrigsten Stand der Zinsen haben 
Sie es nicht geschafft, einen ausgeglichenen 
Haushalt vorzulegen.“ 

Das ist das, was wir Ihnen vorwerfen, Herr Lienen-
kämper. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

So einfach ist das. 

Jetzt kommen die Ausreden: das sei alles nur Repa-
ratur, das seien Buchungstricks, eine Schlussbilanz; 
das seien alles nur die Schulden von Rot-Grün. Sie 
hätten mit dem Nachtragshaushalt eigentlich gar 
nichts zu tun, sondern verwalteten hier nur irgendein 
Erbe von Rot-Grün. – Offenbar haben Sie den Ge-
staltungsanspruch an eine Politik schon in den ersten 
100 Tagen aufgegeben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn Sie sagen, das alles habe Rot-Grün noch zu 
verantworten, heißt das im Umkehrschluss, dass Sie 
dem ehemaligen Finanzminister Norbert Walter-Bor-
jans vorwerfen, dass er bei der Aufstellung des Haus-
haltes 2017 nicht bedacht habe, dass Sie die Wahl 
gewinnen könnten. Gut, das mag auch zu der Zeit 
nicht besonders realistisch gewesen sein.  

Aber es geht noch weiter. Selbst wenn er angenom-
men hätte, dass Sie die Wahl gewinnen, sollte er 
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dann wohl ahnen, dass Sie gern 300 Polizeianwärter 
mehr einstellen möchten. Das hätten Norbert Walter-
Borjans oder der Landtag bei der Verabschiedung 
des Haushalts hier im Landtag ahnen sollen. Jetzt 
frage ich mich: Warum wir das hätten ahnen sollen? 
Für eine Antwort fehlt mir die Fantasie.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Sie hatten seinerzeit einen Parteitag, Herr Moritz, 
und Ihre Partei hatte gerade ein Wahlprogramm ver-
abschiedet. Ich erinnere ich mich noch an einen An-
trag des Kollegen Golland. Er ist in den Wahlpartei-
tag gezogen und hat gesagt: Wir brauchen mehr Po-
lizei; das muss im Wahlprogramm stehen. 

Er hatte eine konkrete Zahl im Auge – ich weiß gar 
nicht mehr genau, wie hoch sie war –, die er ins 
Wahlprogramm aufnehmen wollte. Herr Golland war 
dann aber krank und konnte nicht dabei sein. Der da-
malige Generalsekretär Bodo Löttgen hat ihn bei-
seite genommen und hat ihm dann gesagt: Pass auf, 
Gregor, das packen wir an die Seite. Hier kommen 
keine Zahlen hinein. An solchen Zahlenspielen betei-
ligen wir uns nicht. 

Sie haben das also gar nicht gefordert. Wie sollte die-
ser Landtag dann ahnen, dass Sie in einem Nach-
tragshaushalt 300 Polizeianwärter mehr haben wol-
len? Es ist doch absurd, wenn Sie jetzt von einem 
Reparaturnachtragshaushalt sprechen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das ist doch völlig absurd! Wir hätten ahnen sollen, 
dass Sie auf diese Idee kommen? 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Im Gegenteil! Wir haben uns klar dazu bekannt. Die 
SPD hat es im Wahlprogramm. Wir haben es in ei-
nem Sicherheitspapier vor der Wahl auch noch ein-
mal ganz klar gesagt. Wir wollen die 300 zusätzlichen 
Polizeianwärter einstellen. Also zieht diese Ausrede 
schon mal nicht. 

Jetzt komme ich zu den Legenden über innere Si-
cherheit. Was wir heute wieder alles gehört haben, 
war wirklich bemerkenswert. Der Minister ist nicht da, 
aber der Staatssekretär ist anwesend. Sie kennen 
doch die Fakten. Wir hätten angeblich die Sicherheit 
geschwächt, indem wir Personal abgebaut hätten. 
Das wäre alles ganz furchtbar gewesen. Tatsache 
ist: Wir haben in den sieben Regierungsjahren konti-
nuierlich die Einstellungsermächtigung für Polizeian-
wärterinnen und -anwärter erhöht.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Ralf 
Witzel [FDP]) 

Von Ihnen als Opposition gab es keine einzige Initia-
tive, um das zu toppen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

– Nein. Sie haben noch nicht einmal dafür geklatscht.  

Genau das Gleiche haben wir bei dem Sachhaushalt 
für die Polizei gemacht, Herr Witzel. Der Sachhaus-
halt ist auch erhöht worden. Sie wissen selbst, dass 
die Sicherheitspolitik auf der Strecke geblieben ist, 
als Sie von 2005 bis 2010 Personal abgebaut hatten. 
Da brauchten wir eine Weile, bis wir das wieder auf-
gebaut hatten. Wir hatten im letzten Jahr in allen sig-
nifikanten Kriminalitätsbereichen zurückgehende 
Zahlen. Am Ende war das sogar bei den Wohnungs-
einbrüchen der Fall, Herr Moritz. Nehmen Sie das 
doch mal zur Kenntnis und stellen Sie die Realität 
nicht immer völlig faktenfrei ganz anders dar. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin 
Düker, es gibt den Wunsch nach einer Zwischen-
frage bei Herrn Kollegen Katzidis von der CDU. 

Monika Düker (GRÜNE): Ich würde gerne zuerst 
meine Ausführungen beenden. Es kann gern danach 
eine Intervention geben, aber ich möchte meine Ge-
danken jetzt zuerst mal zu Ende führen. 

Nein, wenn Sie ehrliche Händler, ehrliche Kaufleute 
sind und alles ernst nehmen, was Sie als Opposition 
gesagt haben, dann müsste hier für den Nachtrags-
haushalt eine schwarze Null stehen.  

Jetzt mache ich mal eine ganz einfache Rechnung 
auf. Dafür braucht man noch nicht einmal einen Ta-
schenrechner: Im Jahr 2017 hatten wir 1,265 Milliar-
den € Steuermehreinnahmen und 400 Millionen € 
Mindereinnahmen beim Personal. Das macht zu-
sammengerechnet 1,66 Milliarden € mehr. Was ma-
chen Sie mit dem zusätzlichen Geld?  

(Bodo Löttgen [CDU]: Ihre Schulden zurück-
zahlen!) 

– Ja, das müsste man eigentlich in die Schuldentil-
gung stecken. Herr Witzel müsste das in die Schul-
dentilgung stecken. Das hat er den Wählern verspro-
chen.  

Wenn Sie einfach das tun würden, was Sie vor der 
Wahl versprochen haben, könnten Sie damit die 
komplette Nettoneuverschuldung des Haushalts ge-
genfinanzieren und die schwarze Null schreiben. 
Aber was passiert? Sie haben 1,595 Milliarden € 
Mehrausgaben, um Ihre Wahlversprechen zu finan-
zieren. 

Jetzt geht es noch weiter. Das Jahr 2018 steht vor 
der Tür. Herr Lienenkämper wird in der „WZ“ vom 13. 
September 2017 gefragt: „Wird der Haushalt 2018 
ohne Neuverschuldung aufgestellt?“ – Was sagt Herr 
Lienenkämper dazu? – „Das werden Sie spätestens 
im November sehen.“ 

(Heiterkeit von Arndt Klocke [GRÜNE] – Zuruf: 
Überraschung!) 
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Keine Aussage! Das ist doch entlarvend, Herr Li-
enenkämper. Auch hier sage ich Ihnen: Wenn Sie 
Ihre Aussagen aus der Oppositionszeit und aus den 
Wahlprogrammen ernst nehmen, muss diese Ant-
wort ganz einfach lauten: Ja, der Haushalt wird ohne 
Neuverschuldung aufgestellt.  

Die Unterlagen lagen Ihnen doch während der Koali-
tionsverhandlungen vor; Kollege Börschel hat es ge-
sagt. Im Haushaltsausschuss haben wir den ganzen 
Packen auf den Tisch gelegt bekommen. Sie hatten 
doch alle Zahlen. Dann ist doch klar, dass durch die 
Steuermehreinnahmen, die sich fortsetzen werden, 
die schwarze Null für 2018 möglich ist. Wenn Sie al-
les gegenfinanzieren, was Sie neu ausgeben, lautet 
die Antwort auf diese Frage einfach „Ja“ und nicht: 
Das werden Sie schon sehen. – Wir sind gespannt, 
wie sich das entwickelt.  

Zur nächsten Amnesie, den Einsparungen: Was 
wurde hier nicht alles vorgestellt: ein Konsolidie-
rungsplan 2013 – damals hieß der Fraktionsvorsit-
zende der CDU Karl-Josef Laumann –, Studienge-
bühren wieder einführen; Wiedereinführung der Kita-
gebühren, also das beitragsfreie Kitajahr abschaffen; 
Sozialticket abschaffen; Personalabbau 10 % über 
alle Ressorts.  

Nichts davon – ich sage dazu: Gott sei Dank! – findet 
sich im Koalitionsvertrag wieder.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Okay, das passt wohl auch nicht in den Bundestags-
wahlkampf. Sie mussten ja mitten im Wahlkampf die 
Koalitionsverhandlungen führen. Da kann man den 
Wählerinnen und Wählern so etwas wohl nicht ver-
kaufen. – Auch hier gilt: Was schert mich mein Ge-
schwätz von gestern?  

Stattdessen haben Sie schon mal 1 Million € Um-
zugskosten und Umbenennungskosten für die neuen 
Ministerien angelegt und 139 Stellen in der Ministeri-
albürokratie geschaffen, um Ihre eigenen Parteigän-
ger zu versorgen.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

All das wird schon mal eingepreist. Ist auch das, Herr 
Lienenkämper, dass Sie 139 neue Stellen brauchen, 
eine Reparatur von Rot-Grün? Das finde ich ganz 
merkwürdig.  

Was finden wir also an Einsparungen? Das bleibt 
sehr wolkig. Herr Laschet sagte im „Westpol“-Inter-
view: Ja, wir wollen viele Vorschriften abbauen, und 
das führt dann zum Personalabbau und zu Einspa-
rungen. – Wo denn? Welche Vorschriften, an wel-
cher Stelle? Und wie viel Personal kann damit einge-
spart werden? – Fehlanzeige, Nullaussage.  

Dann komme ich zu dem ganz großen Zauberwort 
„Digitalisierungsdividende“: 1 Milliarde €, locker zu fi-

nanzieren. Herr Lindner hat das ja auch bei der Vor-
stellung des Koalitionsvertrags vorgetragen. Haben 
wir dazu mal irgendetwas vorgerechnet bekommen?  

Wir kennen ja den Fahrplan, der damals bei dem E-
Government-Gesetz von Rot-Grün dargestellt wor-
den ist. Man muss erst mal – Herr Witzel, so viel ge-
hört zur Wahrheit dazu, das wissen Sie ganz genau – 
investieren, bevor man irgendwann Dividenden ge-
nerieren kann. Das wird erst in einigen Jahren der 
Fall sein, und dann in ganz anderen Kategorien, als 
Sie es den Bürgerinnen und Bürgern glaubhaft ma-
chen wollen.  

Nein, irgendwie gibt es bei Ihnen im Keller neben der 
Gelddruckmaschine offenbar auch noch eine Phra-
sendreschmaschine. Alles, was beim Thema „Ein-
sparungen“ auf den Tisch kommt, bleibt bei Ihnen 
wolkig. Nichts wird konkret, außer – und das ist be-
sonders schäbig – die Einsparungen am sozialen Ar-
beitsmarkt. Bei den Projekten für die Langzeitarbeits-
losen werden ein paar Milliönchen gekürzt. Schäbig 
ist das, erbärmlich, aber keine wirklich nachhaltige 
Finanzpolitik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mein Fazit: Dieser Wahlsieg wurde gerade in der 
Haushalts- und Finanzpolitik mit sehr unredlichen 
Mitteln – man könnte auch sagen: mit Betrug – er-
reicht. Denn all das, was Sie da gesagt haben, zählt 
jetzt nicht mehr – und das innerhalb von 100 Tagen. 
Was mich daran am meisten ärgert, ist nicht nur, 
dass Herr Optendrenk und Herr Witzel irgendwie ein 
bisschen bescheuert dastehen, 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

weil sie das alles gesagt haben. Das ist für sie auch 
megapeinlich. Nein, was mich besonders ärgert, ist, 
dass Sie hierbei der politischen Kultur geschadet ha-
ben. Denn das Prinzip „Was schert mich mein Ge-
schwätz von gestern?“ trägt zur Politikverdrossenheit 
in unserem Land bei und damit auch zur Demokra-
tieverdrossenheit.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Und das haben auch Sie mit zu verantworten! Etwas 
mehr Glaubwürdigkeit, etwas mehr Redlichkeit bitte! 
Das hat auch etwas damit zu tun, dass unsere De-
mokratie funktionieren muss. Mit dieser Politik gelingt 
das jedenfalls nicht. – Danke schön.  

(Beifall von den GRÜNEN – Monika Düker 
[GRÜNE] schickt sich an, das Redepult zu ver-
lassen.) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin 
Düker, hallo! Sie hatten ja die Kurzintervention gera-
dezu provoziert.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Ja, gerne!) 
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Aber sie kommt jetzt nicht von Herrn Kollegen Katzi-
dis von der CDU-Fraktion, sondern von Herrn Kolle-
gen Witzel. – Herr Witzel, sitzen Sie auf dem Platz 
von Herrn Kollegen Lürbke?  

(Ralf Witzel [FDP]: Nein, auf meinem Platz!) 

Ein Mikro ist jetzt freigeschaltet. Bitte schön.  

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Ich sitze auf dem Platz, der mein Namensschild trägt.  

(Zuruf von der SPD) 

Frau Kollegin Düker, Sie haben mich persönlich an-
gesprochen und Redlichkeit eingefordert. 

Deshalb möchte ich Sie Folgendes fragen: Nehmen 
Sie erstens zur Kenntnis, dass Rot-Grün in der 13. 
Legislaturperiode massiv die Ausbildungskapazitä-
ten der Polizei zurückgefahren hat auf den histori-
schen Tiefststand von 500 Anwärterstellen, dass 
diese 500 Stellen dann in der 14. Wahlperiode von 
Schwarz-Gelb mehr als verdoppelt worden sind auf 
1.100 Stellen und dann in der Tat in der 16. Wahlpe-
riode die zweite Verdoppelung erfolgt ist – von allen 
Fraktionen hier im Haus getragen – auf die etwas 
über 2.000 Stellen, die wir zuletzt hatten?  

(Zuruf von der SPD: Wie haben Sie beim 
Haushalt abgestimmt?) 

Frau Düker, teilen Sie zweitens meine Einschätzung, 
dass es auf Nettozahlen ankommt und es nicht aus-
reicht, sich nur Anwärterzahlen anzuschauen, son-
dern dass man auch die Pensionierungszahlen der 
altersbedingten Abgänge berücksichtigen muss? 
Wenn Sie dann feststellen, dass die Prognose für 
das Jahr 2017 bei der Polizei bei minus 35 netto liegt 
und bis zum Jahr 2019 noch mal bei minus 16 – wo 
sind dann über Nacht die Handlungsmöglichkeiten 
einer neu gewählten Mehrheit?  

Monika Düker (GRÜNE): Wie viel Zeit habe ich? 
Eine Minute 30 Sekunden?  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Sie haben zur 
Reaktion auf die Kurzintervention 1 Minute 30 Se-
kunden. – Aber Sie hätten auch noch Redezeit – 1 
Minute 43 Sekunden –, die ich Ihnen in einer weite-
ren Runde geben könnte.  

Monika Düker (GRÜNE): Können wir das verrech-
nen?  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Nein, das kön-
nen wir nicht verrechnen, und das können wir auch 
nicht addieren, 

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf von Michael 
Hübner [SPD]) 

so gerne Sie das wollen. Aber das geht nicht.  

Monika Düker (GRÜNE): Herr Witzel, Ihr Pech ist, 
dass ich gerade, was das Thema „Polizei und innere 
Sicherheit“ angeht, ein sehr gutes Gedächtnis habe 
und das schon ein paar Jahre mache.  

Deswegen zur Legendenbildung: In der Legislatur-
periode von 2000 bis 2005, die Sie angesprochen 
haben, hatten wir etwas gemacht, was nicht gerade 
bequem war, was aber zu Einsparungen führen 
sollte: die Erhöhung der Lebensarbeitszeit und der 
Wochenarbeitszeit. Das haben wir nicht getan, um 
die Menschen zu quälen, sondern um ein Äquivalent 
an Personal abzubauen. Das Äquivalent ergab bei 
der Polizei einen Stellenumfang von über 2.000 Stel-
len. 

(Christof Rasche [FDP]: Unglaublich!) 

Diese Stellen haben wir nicht alle realisiert, sondern 
nur einen Teil mit einer Reduzierung der Einstel-
lungsermächtigung. Deswegen ist das keine Stellen-
kürzung, sondern durch die Maßnahmen bei … 

(Zuruf von der CDU) 

– Ja, ja, Sie haben gesagt, Sie machen das alles 
rückgängig. Vor allen Dingen auch das mit der Wo-
chenarbeitszeit haben Sie dann … 

(Zuruf von der CDU) 

– Egal. – Dann kamen Sie an die Regierung. Und 
womit haben Sie damals, also 2005, die Wahl ge-
wonnen? Auch mit einem Versprechen, das Sie nicht 
gehalten haben. Sie haben gesagt: Wenn wir an die 
Regierung kommen, verdoppeln wir sofort die Ein-
stellungsermächtigungen von 500 Einstellungen auf 
1.000. So, und was passierte im Haushalt 2006? 
1.000? – Nein, 500. Was passierte im Haushalt 
2007? 1.000? – Nein, 500. Nachdem Sie den Druck 
bekommen haben – „Versprochen, gebrochen“ – 

(Zuruf von der FDP: Ihr habt doch reduziert!) 

haben Sie dann im Jahr 2008 eine Erhöhung vorge-
nommen. 

(Zurufe von der CDU) 

Diese zwei, drei Jahre, in denen Sie diese niedrigen 
Einstellungsermächtigen hatten, hängen uns jetzt 
noch nach, weil Sie damit den Gesamtpersonalkör-
per ins Minus gefahren haben. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von der 
CDU: Das ist unglaublich! – Weitere Zurufe) 

Sie sind dann bei 1.000 geblieben. Sie haben Ihr 
Wahlversprechen nicht sofort eingehalten. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Düker! 
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Monika Düker (GRÜNE): Mit der Regierungsüber-
nahme von Rot-Grün haben wir daran gearbeitet, 
diese Einstellungsermächtigung kontinuierlich zu er-
höhen. Zum Schluss haben wir 

(Anhaltende Unruhe) 

mit Blick auf die Demografieproblematik voraus-
schauend mehr Personal aufgebaut. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Düker, die 
Redezeit ist überschritten. 

Monika Düker (GRÜNE): Das Problem war, dass wir 
eine Lücke hatten, die Sie und nicht wir zu verantwor-
ten haben. Zur zweiten Frage kann ich jetzt nicht 
mehr kommen, das war etwas zu komplex. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Ja, das ist so, 
aber so sind die Regeln hier im Haus. – Vielen Dank. 

Nach dieser Kurzintervention habe ich weitere regu-
läre Wortmeldungen: Bei uns hier vorne sind Stefan 
Zimkeit für die SPD-Fraktion und Herr Kollege Pret-
zell für die AfD- Fraktion angemeldet. Weitere Wort-
meldungen liegen im Moment nicht vor. Dann hat 
jetzt Herr Zimkeit das Wort. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Ich bin jetzt etwas über-
rascht. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich nehme einmal an, dass das Schweigen 
des Finanzministers zu den zahlreichen Vorwürfen 
der Rednerinnen und Redner hier seine Zustimmung 
signalisiert, weil er ansonsten ja seine Gegenpositio-
nen vertreten hätte. Das überrascht mich jetzt schon 
etwas. 

(Beifall von der SPD) 

Es bleibt aber dabei: Dieser Nachtrag ist ein Doku-
ment des Scheiterns an den eigenen Ansprüchen, 
wie das CDU und FDP immer formuliert haben. Bei 
Herrn Lienenkämper ist es ein politisches Scheitern 
an den Ansprüchen seiner Fraktion; bei Herrn Witzel 
ist es ein persönliches Scheitern an dem, was er hier 
immer von diesem Pult aus vorgetragen hat. 

Herr Witzel, Sie sind der König der Wortprotokolle, 
die Sie immer eingefordert haben. Ich würde Ihnen 
nahelegen, Ihre Redebeiträge in all diesen Wortpro-
tokollen nachzulesen und mit dem zu vergleichen, 
was Sie heute hier gesagt haben. Dann wäre bei 
Ihnen nämlich demütiges Schweigen angesagt. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben früher keine einzige Rede zur Haushalts-
politik gehalten, in der nicht das Wort „Rekordsteuer-
einnahmen“ vorgekommen ist. Komischerweise 

fehlte das heute – ein Schelm, der Böses dabei 
denkt. 

(Zuruf von der SPD: Ja, allerdings!) 

Sie werden Ihren Ansprüchen nicht gerecht; das 
kann man an mehreren Stellen nachvollziehen. Sie 
haben immer gesagt – das wurde von Ihnen gerade 
in eindrucksvoller Weise in der Kurzintervention un-
widersprochen gesagt –: Jeder Euro an zusätzlichen 
Steuereinnahmen zur Schuldentilgung. – Was pas-
siert? Das Gegenteil passiert. 

Sie haben natürlich vollkommen recht: Man muss die 
Nettozahlen betrachten, und die Nettozahlen dieses 
Nachtragshaushalts lauten minus 1,5 Milliarden. An-
gesichts Ihrer Versprechungen ist das ein Skandal. 

(Beifall von der SPD) 

Zur Frage der Stellenaufwüchse wurde schon viel 
gesagt. Auch dazu haben Sie immer gesagt: Büro-
kratieabbau, keine Stellen für die Ministerialbürokra-
tie. Sie machen aber genau das Gegenteil. 

Erwähnt worden ist es bereits; aber ich will es wie-
derholen, weil es ein Skandal ist, welche Richtung 
diese Landesregierung – wie ich befürchte – vorge-
ben wird, wenn die Bundestagswahlen vorbei sind. 
An einem Punkt ist in diesem Haushalt entgegen al-
ler Versprechungen gespart worden, und das ist der 
soziale Arbeitsmarkt. Das ist das, was uns nach der 
Bundestagswahl erwartet, wenn Sie Ihre Vorhaben 
ehrlich auf den Tisch legen. Es soll wieder versucht 
werden, den Haushalt mit Sozialkürzungen zu sanie-
ren. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Ihre 
Vorhaben, die Sie uns jetzt noch verschweigen wol-
len. 

Dann wurde hier von den Haushaltstricks gespro-
chen. Der erste große Haushaltstrick zur Umgehung 
der Schulendbremse ist Ihre Kreditermächtigung für 
den WestLB-Risikofonds. 

(Beifall von der SPD) 

Sie stellen sich hier hin und sagen: Das ist notwen-
dig, um das Risiko abzuwenden. – Nein. Finanzieren 
Sie einfach – wie Sie es immer gefordert haben – 
auch diese Belastungen aus dem Haushalt, ohne 
sich einen zusätzlichen Nebenhaushalt hinzustellen. 
Das wäre ein ehrlicher Umgang damit. Sie aber tun 
auch hier das Gegenteil von dem, was Sie immer ge-
fordert und versprochen haben. 

Wirklich interessant ist, worum es Ihnen dabei geht. 
Es geht Ihnen nämlich gar nicht um angebliche Trick-
sereien, die keine sind, weil Sie im gleichen Atemzug 
mit den Tricksereien, die Sie vermeintlich gesehen 
haben, immer auch was anderes genannt haben, 
und das ist das Programm „Gute Schule 2020“.  

Wenn Sie beides für eine Trickserei halten, warum 
schaffen Sie dann nicht beides ab und lösen das mit 
dem Nachtragshaushalt? Ich will es Ihnen sagen: Die 



Landtag   14.09.2017 

Nordrhein-Westfalen 67 Plenarprotokoll 17/7 

 

Operation BLB legt Ihnen ein Polster an; über 300 
Millionen € in den Haushalt 19/20 zur Haushaltsver-
besserung. Deswegen tun Sie es! Bei „Gute Schule 
2020“ würde es eine Belastung des Haushalts be-
deuten, und deswegen tun Sie es da nicht. Das sind 
Ihre Tricksereien, um sich künftig besserzustellen. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Moritz, wenn Sie dann sagen: „Im Landesrech-
nungshof wird von Tricksereien gesprochen“, ist das 
schlicht und einfach unwahr. Das Wort „Tricksereien“ 
oder etwas Ähnliches kommt nicht vor. Es steht da, 
was wir immer gesagt haben: Es belastet den Haus-
halt, ja, aber es entlastet den BLB und macht ihn 
handlungsfähiger. Etwas anderes haben wir nie ge-
sagt. Wenn Sie aber sagen: „Der Landesrechnungs-
hof spricht von Tricksereien“, ist das die Unwahrheit. 
Das kommt noch nicht einmal in anderen Wortmel-
dungen vor, und es zeigt, dass Sie offensichtlich 
falsch zitieren. 

Noch etwas fehlt: Sie haben die Kommunen immer 
in den Vordergrund gestellt, auch Sie in Ihrem Rede-
beitrag, Herr Minister. Sie haben den Kommunen im-
mer versprochen, sofort etwas zu tun, um die Belas-
tungen im Zusammenhang mit der Integration abzu-
mildern und ihnen dabei zu helfen. Genau dafür sind 
jetzt die Handlungsspielräume durch zusätzliche 
Steuereinnahmen vorhanden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Sie tun es aber nicht. Sie 
brechen noch ein Versprechen. Hier wurde angekün-
digt, man wolle mit Nordrhein-Westfalen wieder auf 
Platz eins. Tatsächlich sind Sie jetzt schon auf Platz 
eins der gebrochenen Wahlversprechen. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU: 
Oh!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimkeit. – Für die AfD-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Pretzell.  

Marcus Pretzell (AfD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zunächst mal eines ge-
raderücken. Da geht es um Begrifflichkeiten. Heute 
ist viel von Rekordsteuereinnahmen und von Mehr-
einnahmen die Rede, und alle freuen sich darüber. 
Tatsächlich haben Sie den Menschen, den Bürgern 
mehr als 1 Milliarde € mehr aus den Taschen gezo-
gen. Das ist die Wahrheit. Das ist die Wahrheit der 
Bürger außerhalb dieses Plenarsaals.  

(Beifall von der AfD) 

Wir reden heute viel über Altlasten aus den vergan-
genen Jahren. Wir reden darüber, wie man Geld, das 

einem jetzt in den Schoß fällt, verteilt. Mehr, liebe Da-
men und Herren von der Regierung, fällt Ihnen dazu 
derzeit auch nicht ein.  

Wir haben uns häufig anhören müssen, wie schwer 
es der AfD fiele, sich an die neue Rolle im Landtag 
zu gewöhnen. Aber, meine Damen und Herren von 
der neuen Regierung, wie schwer es Ihnen fällt, sich 
an Ihre Rolle in der Regierung zu gewöhnen – nein, 
ich meine nicht die Dienstwagen und die gemütlichen 
Sessel; ich meine Ihre Aufgaben, die Sie tatsächlich 
wahrzunehmen haben –, beobachten wir hier Tag für 
Tag und jetzt schon viel zu lange.  

(Beifall von der AfD) 

Herr Finanzminister, wenn Sie besonders stolz da-
rauf sind, dass Sie die Kommunen bei den Unter-
haltsvorschüssen entlasten, weil Sie jetzt eine hälf-
tige Teilung vornehmen, die Sie für gerecht, für adä-
quat halten, mag das Ihre ganz persönliche Sicht-
weise sein. Ja, die Kommunen haben in der Tat frü-
her mehr zu tragen gehabt, nämlich 80 %.  

Aber auf eines möchte ich an dieser Stelle noch ein-
mal hinweisen: Es gibt eine Anrechnung der Unter-
haltsvorschüsse auf Hartz IV, sodass sich vor allem 
der Bund die Hände reibt, weil nämlich hauptsächlich 
der Bund entlastet wird. Die Kommunen werden 
eben nicht bessergestellt; denn bislang galt, dass 
Unterhaltsvorschüsse bis zum12. Lebensjahr ge-
zahlt werden, jetzt geht es bis zum 18. Lebensjahr. 
Bislang galt eine Begrenzung auf 72 Monate, und 
auch diese Begrenzung gibt es nun nicht mehr. Das 
heißt, Sie fangen einen Teil der Mehrkosten, die bei 
den Kommunen anfallen, wieder auf, aber Sie stellen 
mitnichten die Kommunen besser.  

(Beifall von der AfD) 

Herr Finanzminister, das hat mit Maß und Mitte nichts 
zu tun, das ist mittelmäßig.  

(Beifall von der AfD) 

Wir haben einen Landeshaushalt, der genau genom-
men von vier Parteien aus diesem Parlament zu ver-
antworten ist. Wir haben einen rot-grün-schwarz-gel-
ben Landeshaushalt. Es ist ganz lustig und amüsant, 
sich die vergangenen Redebeiträge dazu anzuhö-
ren. Sie schieben sich hier wechselseitig die Verant-
wortung zu. Das verstehe ich. Aber Sie haben 139 
Beamte versorgt. Sie machen sich gemeinsam den 
Staat zur Beute – die einen vor der Wahl, die anderen 
nach der Wahl. Einen Unterschied in Ihrem Handeln 
kann ich dabei leider nicht erkennen.  

(Beifall von der AfD) 

Da verstehe ich auch, dass man, wenn das Stück 
vom Kuchen langsam schrumpft, anfängt, ausfällig 
zu werden und von „Geifer und Gosse“ spricht. Das 
sagt mehr über die eigene Herkunft als über die AfD-
Fraktion aus. 
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(Beifall von der AfD) 

Sie alle betreiben an dieser Stelle eine unredliche 
Debatte. Hier schimpft ein Spitzbube den anderen ei-
nen Lumpen, und Sie glauben, damit die Bürger in 
diesem Lande vor der Bundestagswahl irreführen zu 
können. Nein, meine Damen und Herren, die Bürger 
im Lande wissen genau, wer für dieses Haushaltsde-
saster nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern 
auch an anderer Stelle verantwortlich ist. Und das 
sind Sie allesamt gemeinsam!  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Kollege Pretzell. – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Das 
bleibt offensichtlich auch so. Dann schließe ich an 
dieser Stelle die Aussprache zu Tagesordnungs-
punkt 2.  

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar erstens über 
die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 17/538. Der Ältestenrat empfiehlt die Überwei-
sung dieses Gesetzentwurfes federführend an den 
Haushalts- und Finanzausschuss. Alle fünf im 
Landtag vertretenen Fraktionen haben sich zwi-
schenzeitlich darauf verständigt, den Gesetzentwurf 
auch an die folgenden Ausschüsse zur Mitberatung 
zu überweisen: an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, an den Ausschuss für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und Wohnen, an den 
Innenausschuss, an den Rechtsausschuss sowie 
an den Ausschuss für Familie, Kinder und Ju-
gend.  

Möchte jemand gegen diese erweiterte Überwei-
sungsempfehlung stimmen oder sich enthalten? – 
Beides ist nicht der Fall. Dann haben wir so überwie-
sen.  

Wir stimmen zweitens ab über die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 17/539. Hier emp-
fiehlt der Ältestenrat die Überweisung des Gesetz-
entwurfs ebenfalls federführend an den Haushalts- 
und Finanzausschuss. Auch hier gibt es eine Ver-
ständigung aller fünf im Landtag vertretenen Fraktio-
nen, nämlich dergestalt, dass der Gesetzentwurf 
auch an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend überwiesen werden 
soll. Möchte jemand gegen diese erweiterte Überwei-
sungsempfehlung stimmen oder sich enthalten? – 
Beides ist auch hier nicht der Fall, sodass wir auch 
hier entsprechend überwiesen haben.  

Wir sind damit am Ende von Tagesordnungspunkt 2.  

Ich rufe auf:  

3 Nordrhein-Westfalen benötigt dringend eine 
neue Denkmalförderung 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/523 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die CDU-Fraktion Herr Kollege Schrumpf das Wort.  

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Von Johannes Rau stammt folgendes 
Zitat: 

„Denkmalpflege ist kein Luxus, den wir uns in gu-
ten Zeiten gönnen und den wir bei knapper Kasse 
beliebig zurückfahren oder ganz bleiben lassen 
können.“ 

Da hatte er vollkommen recht. Es ist die fortwäh-
rende politische und kulturelle Verpflichtung aller 
Verantwortlichen, das verbliebene baukulturelle und 
archäologische Erbe unseres Landes zu sichern und 
zu erhalten. 

(Beifall von der CDU) 

Große Anstrengungen sind dazu in den vergange-
nen Jahren unternommen worden. Viel ehrenamtli-
ches Engagement ist dabei eingebracht worden. In 
vielen Städten und Gemeinden unseres Landes bil-
den Denkmäler einen wichtigen Teil ihres Gesichts. 
Sie sind damit für die Menschen identitätsstiftend. Ja, 
sie sind ein wichtiger Teil unserer Heimat. Der Tag 
des offenen Denkmals am vergangenen Sonntag hat 
uns alle an die kulturellen Schätze unseres Landes 
erinnert.  

Persönlich darf ich mich heute zum ersten Mal zu die-
sem Thema äußern, das bereits in vielen Plenarde-
batten und Ausschusssitzungen – zuletzt im Plenum 
im März dieses Jahres – intensiv diskutiert wurde. Im 
März haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
SPD und Grünen, unseren Antrag zu einer Neuaus-
richtung der Denkmalförderung abgelehnt.  

Bereits mit diesem Antrag forderte die CDU gemein-
sam mit der FDP die damalige rot-grüne Landesre-
gierung auf, den Verpflichtungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen aus Art. 18 der Landesverfassung 
und den §§ 36 und 37 des Denkmalschutzgesetzes 
NRW endlich nachzukommen, indem Sie Ihre Fehl-
entscheidung der Absenkung korrigieren und die Mit-
tel für die Denkmalpflege wieder deutlich auf das Ni-
veau des Jahres 2009 anheben.  

(Beifall von der CDU) 

Nur zum Vergleich: Die Denkmalförderung lag unter 
der damaligen unionsgeführten Landesregierung zu-
letzt bei 12,2 Millionen €. 2016 waren es unter Rot-
Grün am Ende gerade einmal 1,7 Millionen €.  
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